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─  1  ─ 

No. 574 
Vertrag wegen der Zölle und Verbrauchsteuern, welche an der äußern Grenze 

des Königlich-Preußischen Gebiets von dem Verkehr des darin einge-

schlossenen Theils der Fürstlich-Schwarzburg-Sondershausenschen sou-

verainen Besitzungen erhoben werden. Vom 25sten Oktober 1819. 

Da die Zölle und die Verbrauchsteuern, welche dem Königlich-

Preußischen Gesetze vom 26sten Mai 1818. gemäß, auf den äußern 

Grenzen des Preußischen Staats erhoben werden, auch mehrere in 

demselben eingeschlossene souveraine Besitzungen deutscher Bun-

desstaaten treffen, Seine Majestät, der König von Preußen, aber ge-

neigt sind, dasjenige Einkommen, welches Ihren Kassen in Folge die-

ses besonderen Verhältnisses zufließt, den landesherrlichen Kassen 

gedachter Staaten für den Fall überweisen zu lassen, daß eine gemein-

schaftliche billige Übereinkunft deshalb getroffen werden könnte: so 

haben Seine Durchlaucht, der Fürst zu Schwarzburg-Sondershausen, 

Sich zu einer solchen Übereinkunft in Rücksicht Ihrer in dem äußern 

Umfange der Preußischen Staaten eingeschlossenen souverainen Be-

sitzungen, unbeschadet Ihrer landesherrlichen Hoheitsrechte, bereit 

erklärt, und es ist hierauf zwischen den Bevollmächtigten beider 

Theile nachstehender Vertrag verabredet, und, unter Vorbehalt der 

beiderseitigen landesherrlichen Genehmigung, abgeschlossen wor-

den. 

Erster Artikel. 

Der Betrag des aus den Königlich-Preußischen Kassen, nach ge-

genwärtigem Vertrage an Seine Durchlaucht, den Fürsten zu Schwarz-

burg-Sondershausen, zu überweisenden Einkommens, soll von drei zu 

drei Jahren, in gemeinsamer Übereinkunft festgesetzt werden. 

Zur Grundlage dieser Übereinkunft soll der jedesmalige letztdrei-

jährige Ertrag des Einkommens an Verbrauchsteuern bei den König-

lichen Zoll- und Steuerämtern in den sieben östlichen Provinzen des 

Preußischen Staats dergestalt dienen, daß der Antheil Sr. Durchlaucht 

des Fürsten zu Schwarzburg-Sondershausen daran, nach dem Verhält-

nisse der Bevölkerung der gedachten sieben Preußischen Provinzen zu 

der Bevölkerung des eingeschlossenen Theils der Fürstlichen souve-

rainen Besitzungen, berechnet wird. 

─  2  ─ 

Zweiter Artikel. 

Da das gegenwärtig bestehende Steuersystem erst seit dem ersten 

Januar des laufenden Jahres in den östlichen Provinzen des Preußi-

schen Staats eingeführt ist, ein letztdreijähriger Ertrag der dadurch 



 Preuß. GS 1820 No. 574 ↑ INHALT 

4 

erhobenen Verbrauchsteuern also zur Zeit noch nicht angegeben wer-

den kann, so haben die beiderseitigen Bevollmächtigten, auf den 

Grund der bisher gemachten Erfahrungen, und mit besonderer Rück-

sicht auf den Verbrauch der Fürstlichen Hofhaltung, sich dahin geei-

nigt, den Betrag des jährlich zu überweisenden Einkommens für die 

drei Jahre vom 1sten Januar 1819. bis zum 31sten Dezember 1821. auf 

Fünfzehn Tausend Thaler Preußisch Silbergeld festzusetzen, welcher 

in gleichen Quartalraten in den Monaten März, Junius, September und 

Dezember, jedesmal mit Dreitausend Siebenhundert und Fünfzig Tha-

lern in klingendem Kourantgelde bei der Königl. Regierungs-Haupt-

kasse zu Erfurt zur Verfügung Seiner Durchlaucht bereit stehen soll. 

Die vor Abschluß dieses Vertrages fälligen Quartalraten werden 

in gleicher Art binnen einem Monate, nach erfolgter Genehmigung 

des gegenwärtigen Vertrages nachgezahlt. 

Dritter Artikel. 

Von denenjenigen Waaren, welche mit Fürstlichen Kammer-At-

testen für die Hofhaltung Sr. Durchlaucht eingehen, werden die Ge-

fälle, so weit es durch gedachte Atteste verlangt wird, nicht beim Ein-

gange erhoben, sondern blos notirt, und bei der nächsten Quartalhe-

bung statt baaren Geldes in Zahlung angerechnet. 

Vierter Artikel. 

Zur Bequemlichkeit der Einwohner von Sondershausen und der 

umliegenden Gegend, sollen die Zölle und Verbrauchsteuern von den 

mit der Post ankommenden steuerbaren Waaren nicht an den äußern 

Grenzen des Preußischen Staats erhoben, sondern, von dem Königli-

chen Postamte zu Sondershausen eingezogen werden. 

Fünfter Artikel. 

Da in Folge dieses Vertrages Se. Durchlaucht, der Fürst zu 

Schwarzburg-Sondershausen, für den im Preußischen Staate einge-

schlossenen Theil Ihrer souverainen Besitzungen Antheil an den durch 

die Preußische Zolllinie zu erhebenden Gefällen nehmen: so bewilli-

gen sie auch in Ihren gedachten souverainen Besitzungen denjenigen 

landesherrlichen Schutz, welcher zur Sicherung der Erhebung der ge-

dachten Gefälle erforderlich seyn könnte. Seine Durchlaucht wollen 

namentlich gestatten, daß die Königlichen Zollbedienten die Spuren 

begangener Unterschleife auch in Ihr Gebiet verfolgen, und mit Zu-

ziehung der Orts-Obrigkeiten sich des Thatbestandes versichern. 

Visitationen, Beschlagnahmen und Verhaftungen können jedoch 

nur durch die Fürstlichen Landes-, oder Ortsbehörden bewirkt werden, 

welche dieselben auf 
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Ansuchen der Königlichen Zollbedienten, und nachdem sie von deren 

Nothwendigkeit zu Feststellung des Thatbestandes nach Anleitung der 

Preußischen Steuergesetze vom 26sten Mai 1818. sich überzeugt ha-

ben, willig und zweckmäßig zu veranstalten, Anweisung erhalten sol-

len. Die solchergestalt entdeckten, oder sonst zur Kenntniß der Fürst-

lichen Behörden kommenden Verletzungen der in der Königlich-

Preußischen Zoll- und Verbrauchsteuer-Ordnung vom 26sten Mai 

1818. enthaltenen Vorschriften wollen Se. Durchlaucht vor Ihren Ge-

richten untersuchen, und nach Anleitung der gedachten Steuerord-

nung, welche sie Ihren Gerichten deshalb zur Beachtung zufertigen 

werden, beahnden lassen. Die Geldstrafen, worauf die Fürstlichen Ge-

richte in solchen Fällen erkennen möchten fallen dem Fürstlichen Fis-

kus, wie sich dies von selbst versteht, nach Abzug des Denunzianten-

Antheils, lediglich anheim. 

Sechster Artikel. 

Diejenige Freiheit der Durchfuhr durch das Königlich-Preußische 

Gebiet welche durch den achten Artikel des zwischen Seiner Majestät 

dem Könige, und Seiner Durchlaucht dem Fürsten, unterm 15ten Juni 

1816. abgeschlossenen Staatsvertrages festgesetzt worden ist, wird 

auch ferner, wie bisher, unverkürzt aufrecht erhalten. 

In Rücksicht der Erzeugnisse der landesherrlichen Berg- und Hüt-

tenwerke, worauf sich dieselbe bezieht, wollen beide Theile die 

Durchfuhr-Freiheit, jedoch zu Vermeidung von Mißbräuchen, aus-

drücklich auf solche Gegenstände beziehen, welche mit Fürstlichen 

Kammer-Attesten aus Sr. Durchlaucht gehörigen Berg- und Hütten-

werken, in Fürstliche Niederlagen gehen. 

Siebenter Artikel. 

Seine Majestät der König und Seine Durchlaucht der Fürst versi-

chern Ihren Unterthanen gegenseitig den völlig freien und ungestörten 

Verkehr zwischen den, innerhalb der Preußischen Zolllinie an den äu-

ßeren Grenzen des Staats belegenen Königlich-Preußischen und 

Fürstlich-Schwarzburg-Sondershausenschen Landen, dergestalt, daß 

die von den beiderseitigen Unterthanen innerhalb des gedachten Be-

zirks zu verführenden Waaren und Erzeugnisse aller Art, überall den 

eigenen inländischen völlig gleich behandelt werden sollen. 

Achter Artikel. 

In Folge des vorstehenden Artikels werden auch solche inländi-

sche Erzeugnisse, welche in dem Königlich-Preußischen oder in dem 

Fürstlich-Schwarzburg-Sondershausenschen Gebiete innerhalb der 

Preußischen Zolllinie mit besondern Verbrauchsteuern zur Zeit belegt 
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sind, oder künftig belegt werden möchten in sofern in völlig freiem 

Umlaufe seyn, als in beiden Ländern dem Landesherrn gleiche Abga-

ben davon entrichtet werden. Wo aber eine solche Gleichheit der Ab-

gaben nicht statt findet, wird bei dem Übergange in das Gebiet, wel-

ches den höheren Steuersatz hat, das fehlende nach erhoben, und wer-

den beide 

─  4  ─ 

Landes-Regierungen in dieser zur Sicherung Ihrer landesherrlichen 

Gefälle und Aufrechthaltung der Gewerbe Ihrer Unterthanen noth-

wendigen Maaßregel einander gegenseitig freundschaftlich unterstüt-

zen. 

Neunter Artikel. 

Da das Salz und die Spielkarten, welche in dem Preußischen 

Staate von den eigenen Unterthanen desselben verfertigt werden, im 

Preußischen Gebiete nicht freien Umlauf haben, sondern nur von den 

dazu bestimmten Anstalten verkauft werden können, so werden in 

Folge der festgesetzten Gleichheit auch Salz und Spielkarten, welche 

in den Fürstlichen Landen verfertigt worden seyn möchten, in den Kö-

niglichen Landen nicht freien Umlauf haben können, sondern daselbst 

den gleichen Beschränkungen, vorbehaltlich jedoch der im sechsten 

Artikel bestätigten Durchfuhr-Freiheit, unterworfen seyn. 

Zehnter Artikel. 

Die Königlich-Preußischen und die Fürstlich-Schwarzburg-Son-

dershausenschen Behörden, werden sich in freundschaftlicher Über-

einkunft dafür verwenden, daß diejenigen Mittel, welche dem Fürstli-

chen Einkommen und dem Interesse der Fürstlichen Unterthanen un-

nachtheilig sind, ergriffen werden, um zu verhindern, daß ein 

Schleichhandel mit Salz aus der Saline zu Frankenhausen in das Kö-

niglich-Preußische Gebiet betrieben werde. 

Eilfter Artikel. 

Gegenwärtiger Vertrag soll unverzüglich zur landesherrlichen 

Ratifikation vorgelegt, und nach Auswechselung der Ratifikations-

Urkunden sofort zur Vollziehung gebracht werden. 

Des zu Urkund ist derselbe von den beiderseitigen Bevollmäch-

tigten unter Beidrückung ihres Siegels unterzeichnet worden. 
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Geschehen zu Berlin, am 25sten Oktober 1819. 

(L. S.) (L. S.) (L. S.) 

Carl Georg Maas-

sen, 

Joh. Gottf. Hoff-

mann, 

Adolph v. Weise, 

K. Pr. wirkl. Geh. 

Ober-Finanzrath 

und Direktor im Fi-

nanz-Ministerio. 

K. Pr. wirkl. Geh. 

Ober-Regierungs-

Rath. 

Fürstl. Schwarzb. 

Sondershausenscher 

wirkl. Geh. Rath u. 

Kanzler. 

* * * 

Dieser Vertrag ist am 16ten Dezember 1819. von des Königs Ma-

jestät ratifizirt, und die Ratifikations-Urkunden sind hiernächst am 

24sten Dezember zu Berlin ausgewechselt worden. 

Berlin, den 25sten Dezember 1819. 

Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten. 
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No. 575 
Allerhöchste Kabinets-Order vom 22sten Dezember 1819., die anderweite 

Eintheilung der Landwehr betreffend. 

Mit besonderm Wohlgefallen habe Ich seit vier Jahren das Gedei-

hen des für die Sicherheit des Staats so wichtigen Landwehr-Instituts 

wahrgenommen und bemerkt, wie willig das Volk die ihm dadurch 

auferlegten Opfer getragen, und wie thätig Militair- und Civil-Behör-

den für das Beste der Anstalt gewirkt haben. Es thut Meinem Gefühle 

wohl, dies öffentlich anzuerkennen. Die Erfahrung hat indessen meh-

rere Mängel der Formation, in Bataillons, Regimenter und Inspektio-

nen aufgedeckt, denen abgeholfen werden kann, ohne das Wesen des 

Instituts im Mindesten zu ändern, und ohne daß dabei die aus der be-

sonderen Stellung der Linien-Truppen und der Landwehr hervorge-

hende Individualität verletzt werde. Schon im Jahre 1815. hatte Ich 

festgesetzt, daß von den jetzt zu einem Linien-Regimente gehörenden 

4 Landwehr-Bataillonen ersten Aufgebots, nur 3 ins Feld zu rücken 

bestimmt sind, diese Formation, welche den Vortheil bedeutender Er-

sparniß (34 Bataillone und Escadrons) und eine mit dem Kriegszu-

stande übereinstimmende Organisation verbindet, soll daher schon 

jetzt durch eine das Innere der Bezirke veränderte Eintheilung der 

Landwehr-Bataillone vorbereitet werden. Zu dem Ende sind 

1) aus den, zu einem Linien-Regiment gehörenden 4 Landwehr-Ba-

taillonen, in der Art 3 Bataillone zu formiren, daß die Bezirke 

von 8 Landwehr-Kompagnien, die jetzt ein Landwehr-Regiment 

bilden, in 6 eingetheilt werden. Von jedem solchergestalt umge-

formten, bisherigen Landwehr-Regiment werden alsdann 2 

Kompagnie-Bezirke mit eben so vielen eines andern daran ansto-

ßenden Regiments in ein drittes Bataillon vereinigt. 

2) Zu dieser neuen Formation giebt die geographische Lage der Be-

zirke Anleitung. Wo die Lokalverhältnisse für die Garnisonen, 

Änderungen nöthig machen, sind Mir dazu Vorschläge einzu-

reichen. 

Der Bataillons-Bezirk, worin der Hauptort des Regiments 

liegt, soll dem ersten Bataillon zufallen und der Bataillons-Bezirk, 

welcher aus der Zusammensetzung der 2 Kompagnien jedes bis-

herigen Landwehr-Regiments entsteht, dem dritten Bataillon an-

gehören. Kavallerie-Garnisonen sind nach den Lokalumständen 

zu bestimmen. 

Die erforderlichen kleinen Uniformveränderungen, können 

durch Austausch bewirkt werden. 
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Sämmtliche Landwehr-Regimenter erhalten die Nummer auf 

der Schulter-Klappe von derselben Farbe, wie die Linien-Regi-

menter, zu denen sie gehören. Offiziere in Gold. 

Die zu den 4 Reserve-Regimentern gehörigen Landwehr-Re-

gimenter (à 6 Kompagnien) sollen ebenfalls die Abzeichen ihrer 

Linien-Regimenter an der Uniform tragen, und die 6, aus den bis-

herigen Landwehr-Regimentern formirten Kompagnien, erhalten 

die Nummer des betreffenden Linien-Reserve-Regiments auf der 

Schulterklappe. So werden z. B. die aus dem dritten Posener 

Landwehr-Regiment formirten Kompagnien die Nummer 33. und 

die 6 Kompagnien des Posen-Brombergschen Landwehr-Regi-

ments die Nummer 35. erhalten. Diese Regimenter führen außer 

dem Provinzial-Namen, noch den der kombinirten 33sten und 

35sten, so wie, der kombinirten 34sten und 36sten Landwehr-Re-

gimenter. 

3) Wenn gleich die neu formirten Bataillone nach der früheren Be-

stimmung nur mit 1000 Mann ins Feld rücken werden, so sollen 

sie dennoch mit der, nach der Landwehr-Ordnung mit Bezug auf 

den darin festgestellten Etat, ihnen zukommenden Stärke von 

1600 Mann, in den Listen geführt und vollzählig erhalten werden. 

Im Fall eines Krieges wird nach Umständen der Überschuß zur 

Bildung nöthiger Reserven benutzt. 

In jedem Bataillons-Zeughause sollen künftig 1200 Gewehre 

vorhanden seyn. Davon erhält das Bataillon beim Ausmarsch 

1000, die übrigen 200 bleiben zurück, um sogleich aus der Re-

serve der 3 Bataillone eines jeden Regiments, ein Bataillon von 

600 Mann bewaffnen zu können. 

Das was hier angeordnet ist, gilt analog auch von der Kaval-

lerie, für welche überhaupt die gegenwärtigen Bestimmungen be-

ziehungsweise Anwendung finden; es soll jedoch im Kriege, die 

Kavallerie von 6 Bataillonen, die beiden Brigade formirenden Re-

gimenter und zwar von jedem Bataillon mit einer Eskadron zu 162 

Köpfe excl. Offizieren und Fahnen-Schmidt in kombinirte Regi-

menter zu 6 Eskadrons formirt werden. 

Auf das zweite Aufgebot finden obige Bestimmungen nach 

Maaßgabe der sich daraus ergebenden Veränderungen, ebenfalls 

und zwar dergestalt Anwendung, daß die Verhältnisse beider Auf-

gebote zu einander keine Änderung erleiden. 
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4) Sobald diese Formation beendigt ist, werden die 28 Landwehr-

Inspektionen auf 16 reducirt. sie nehmen sodann den Namen 

Landwehr- 

─  7  ─ 

wehr-Brigaden an und führen die Nummern der Linien-Divisio-

nen, zu welchen sie gehören. Dir Inspekteure heißen Brigade-

Kommandeure der Landwehr, bearbeiten alle auf die Landwehr 

und den Ersatz der Linie Bezug habende Geschäfte in der bishe-

rigen Weise, stehen aber unter dem Divisions-Kommandeur und 

wird ihr gegenseitiges Verhältniß durch eine besondere Instruk-

tion bestimmt werden. 

5) Die hiernach ausscheidende Landwehr-Inspekteure und Batail-

lons-Kommandeure, die zu bestimmen ich Mir vorbehalte, wer-

den nach Maaßgabe ihrer Dienstfähigkeit, entweder pensionirt 

mit Wartegeld bis zur Wiederanstellung entlassen, oder sofern 

dazu Gelegenheit ist, bei den Linientruppen angestellt. 

6) Die jetzigen Landwehr-Inspekteure schlagen, in Verbindung mit 

den jetzigen Bataillons-Kommandeuren, diejenigen Offiziere 

zum Ausscheiden vor, welche nach beendigter neuen Formation 

überzählig werden. Es sind hierzu besonders die, für den Dienst 

weniger brauchbaren zu wählen. 

7) Nach diesen Grundbestimmungen sind unverzüglich zu ihrer 

Ausführung, die weitern Verfügungen zu treffen, so daß das 

ganze Formations-Geschäft unfehlbar bis zur Übungs-Periode im 

Jahre 1820. beendigt ist. 

In Ansehung der Garde- und Grenadier-Landwehr, bleibt es 

für jetzt bei der bisherigen Verfassung. 

8) Alle durch die vorstehenden Bestimmungen nicht aufgehobene 

Vorschriften in Bezug auf die Landwehr, bleiben in Kraft, wo 

aber zum Behuf der Vervollständigung in Betreff der Admini-

strationa, der Etats und insbesondere des künftigen Wirkungs-

kreises der Brigade-Kommandeure der Landwehr, hiernach Ver-

änderungen in den früheren Verordnungen nöthig werden, sind 

Mir die Vorschläge dazu einzureichen. 

Berlin, den 22sten Dezember 1819. 

 Friedrich Wilhelm. 

An 

die Ministerien des Innern und des Krieges. 

  

a korrigiert aus: Administa-

tion 
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No. 576 
Allerhöchste Kabinetsordre vom 30sten Dezember 1819., betreffend das Ver-

bot des Ein- und Durchgangs der in England und Frankreich in deutscher 

Sprache und der in den Niederlanden herauskommenden Zeitungen. 

Die Unwahrheiten, die unwürdige Schreibart und die gehässige 

Tendenz, durch welche die den Königlich-Preußischen Staat, dessen 

Verwaltung und Maaßregeln betreffenden Artikel in manchen auslän-

dischen Zeitungen sich auszeichnen, veranlassen Mich hiermit, Fol-

gendes zu verordnen. 

1) In Meinen sämmtlichen Staaten soll weder der Eingang noch der 

Durchgang aller in England und Frankreich in deutscher 

Sprache herauskommenden Zeitungen gestattet und zugelassen 

werden. 

2) Diesem Verbote sind sämmtliche in dem Königreiche der Nie-

derlande, sowohl in der dort vaterländischen als in französi-

scher und deutscher Sprache herauskommenden Zeitungen un-

terworfen, es sey dann, daß eine Ausnahme davon durch Meine 

Gesandtschaft bei des Königs der Niederlande Majestät nachge-

sucht und von Mir bewilligt würde. Sollten gegen diese Verbote 

dergleichen Zeitungen heimlicherweise zum Lesen im Einlande 

eingebracht werden; so verfällt der Besteller derselben im Ent-

deckungsfalle, in eine Geldstrafe von Zehn Thaler für jedes sol-

chergestalt eingegangene einzelne Zeitungsblatt und bei sich er-

gebender Zahlungsunfähigkeit, in eine verhältnißmäßige Ge-

fängnißstrafe. Diese Strafen werden in Wiederholungsfällen ver-

doppelt. Versuche der Durchführung der vorbenannten Zeitun-

gen durch die preußischen Staaten, werden mit der Konfiskation 

der Zeitungsblätter geahndet. Wenn Staatsdiener und besonders 

Postbeamte, den Eingang oder die Durchführung der verbotenen 

Zeitungen wider die Erwartung zulassen, oder befördern; so ist 

gegen dieselben nach den Strafgesetzen gegen die vorsätzliche 

oder aus grober Fahrlässigkeit oder Unwissenheit entstandene 

Verletzung der Amtspflichten zu verfahren. Ausgenommen von 

dem gegenwärtigen Verbote werden nur diejenigen der vorge-

buchten ausländischen Zeitungsexemplare; welche für die Mini-

sterien bestimmt sind. Hiernach werden sie das Erforderliche ver-

fügen. Berlin, den 30sten Dezember 1819. 

 Friedrich Wilhelm. 

An den Staatskanzler 

Herrn Fürsten v. Hardenberg. 



 Preuß. GS 1820 No. 576 ↑ INHALT 

12 

Dem Königlichen Allerhöchsten Befehl zufolge wird die vorste-

hende Kabinetsordre hiemit bekannt gemacht und Jedermann in den 

Königlich-Preußischen Staaten zur Befolgung der darin enthaltenen 

Vorschriften angewiesen. Es haben besonders die Oberpräsidenten 

und die Postbehörden auf die strenge Ausübung derselben sorgsam zu 

achten. Von dem Tage an, welchen die Verordnung vom 28sten März 

1811. vorschreibt, ist der Königliche Befehl als bekannt gemacht, an-

zusehen. 

Berlin, den 30sten Dezember 1819. 

Der Staatskanzler C. Fürst v. Hardenberg. 
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─  9  ─ 

No. 577 
Verordnung wegen der künftigen Behandlung des gesammten Staatsschul-

den-Wesens. Vom 17ten Januar 1820. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 

Preußen etc. etc. 

Thun kund und erklären hiermit: 

Die bekannten Ereignisse der letztern Zeit, so wie die Mannigfal-

tigkeit der daraus hervorgegangenen Verpflichtungen haben Uns von 

dem, wegen Regulirung des gesammten Staatsschulden-Wesens in 

dem Finanzgesetze vom 27sten Oktober 1810. gestellten Ziele, bis 

jetzt entfernt gehalten. 

Es sind zwar neben andern großen Aufopferungen die Verheißun-

gen dieses Gesetzes nicht nur rücksichtlich der regelmäßigen Abtra-

gung der laufenden und der Auszahlung der rückständigen Zinsen, 

sondern auch der Konsolidirung und Tilgung der dazu zunächst geeig-

neten Schulden selbst, in so weit es möglich war, bereits in Erfüllung 

gebracht, und obgleich wegen der Menge der noch vorzunehmenden 

Ermittelungen eine vollständige Übersicht der gesammten Staats-

schuld früher nicht verschafft werden konnte, so haben Wir doch 

schon durch Unsere Ordre vom 7ten Mai 1818. die Bildung eines Til-

gungsfonds von Einer Million Thaler jährlich, zur Einlösung der 

Staatsschuld-Scheine angeordnet. 

Wir sind nunmehr von dem gesammten Schuldenzustande des 

Staats unterrichtet, und haben daher beschlossen, selbigen zur öffent-

lichen Kenntniß zu bringen. 

Wir hoffen dadurch und durch die von Uns beabsichtete künftige 

Unterordnung dieser Angelegenheit unter die Reichsstände, das Ver-

trauen zum Staate und zu seiner Verwaltung zu befestigen, und Un-

sern aufrichtigen Willen, allen Staatsgläubigern gerecht zu werden, 

um so unzweideutiger an den Tag zu legen, als Wir zugleich wegen 

Sicherstellung, so wie wegen regelmäßiger Verzinsung und allmähli-

ger Tilgung aller Staatsschulden das Nöthige unwiderruflich hiermit 

festsetzen: 

─  10  ─ 

I. 

Nach dem anliegenden von Uns vollzogenen Staatsschulden-Etat 

betragen die von Unsern Vorfahren und in den verhängnißvollen Zei-

ten Unserer Regierung zum wahren Bedürfnisse und zur Erhaltung des 

Staats entweder bereits gemachten oder, in so weit die Verbriefung 

Betrag der verzinslichen 
allgemeinen Staatschulden. 
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noch nicht erfolgt ist, noch zu machenden verzinslichen allgemeinen 

Staatsschulden die Summe von  

Einmalhundert und Achtzig Millionen Ein und Neunzig Tausend 

Siebenhundert und Zwanzig Thalern. 

Diese Schulden sollen nicht nur von Uns, sondern auch von Unsern 

Nachfolgern in der Krone bis zu ihrer endlichen Tilgung unausgesetzt 

als Lasten des Staats und aller im Staatsverbande befindlichen Glieder 

betrachtet werden. 

II. 

Wir erklären diesen Staatsschulden-Etat auf immer für geschlos-

sen. Über die darin angegebene Summe hinaus darf kein Staatsschuld-

schein oder irgend ein anderes Staatsschulden-Dokument ausgestellt 

werden. 

Sollte der Staat künftighin zu seiner Erhaltung oder zur Förderung 

des allgemeinen Besten in die Nothwendigkeit kommen, zur Auf-

nahme eines neuen Darlehns zu schreiten, so kann solches nur mit Zu-

ziehung und unter Mitgarantie der künftigen reichsständischen Ver-

sammlung geschehen. 

III. 

Für die sämmtlichen jetzt vorhandenen und in dem von Uns voll-

zogenen Etat angegebenen Staatsschulden und deren Sicherheit, in so 

weit letztere nicht schon durch Spezial-Hypotheken gewährt ist, ga-

rantiren Wir hierdurch für Uns und Unsere Nachfolger in der Krone 

mit dem gesammten Vermögen und Eigenthume des Staats, insbeson-

dere mit den sämmtlichen Domainen, Forsten und säkularisirten Gü-

tern im ganzen Umfange der Monarchie, mit Ausschluß derer, welche 

zur Aufbringung des jährlichen Bedarfs von 2,500,000 Rtl. für den 

Unterhalt Unserer Königlichen Familie, Unsern Hofstaat und sämmt-

liche Prinzliche Hofstaaten, so wie auch für alle dahin gehörige Insti-

tute etc. erforderlich sind. 

IV. 

Die regelmäßige Verzinsung dieser Schulden nach dem in den 

Dokumenten bestimmten Zinsfuße erfolgt in denselben Raten und aus 

denselben Kassen und Instituten wie bisher. 

Sollten Wir es in der Folge angemessen finden, Zinszahlungen, 

die gegenwärtig nur im Inlande erfolgen, auch auf auswärtigen Han-

delsplätzen leisten zu lassen; so behalten Wir Uns vor, die Staatsschul-

den-Verwaltungsbehörde anzuweisen, solches durch die Seehandlung 

zu bewirken. 

  

Garantie. 

Verzinsung. 
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─  11  ─ 

V. 

Zur allmähligen Abtragung aller verzinslichen Schulden — in so 

weit solche nicht schon wie bei den Anleihen im Auslande durch be-

sondere Verträge, bei denen es sein unabänderliches Bewenden be-

hält, anderweit festgesetzt ist — bewilligen Wir für immer Ein Prozent 

jährlich von der gegenwärtigen Höhe des Schuldkapitals, zu einem 

allgemeinen Tilgungsfonds. 

Diesem Fonds treten auch die aus der allmähligen Abtragung der 

Schuld entstehenden Zinsersparnisse hinzu, und zwar: 

a) bei den alten churmärkschen landschaftlichen Obligationen im 

Etat I. Litt. b. dem für dieselben angelegten besondern Tilgungs-

plane gemäß, ohne Unterbrechung bis zur erfolgten gänzlichen 

Kapitalstilgung; ebenso 

b) bei den im Etat I. Litt. c. aufgeführten, besonders verbrieften 

Schulden, unbeschadet des den resp. Gläubigern bei dieser Gat-

tung von Schulden etwa zustehenden Kündigungsrechts. Dage-

gen aber findet 

c) bei den übrigen Schulden im Etat I. Litt. d. e. f. das Hinzutreten 

der aus der allmähligen Kapitalstilgung entstehenden Zinserspar-

niß, zu dem allgemeinen Tilgungsfonds, nur in bestimmten Fri-

sten statt; zunächst in den Jahren 1820. bis 1822., jedoch mit Hin-

zurechnung der durch die Schuldentilgung in den Jahren 1818. 

und 1819. schon erlangten Zinsersparnisse; vom 1sten Januar 

1823. ab aber immer in Zeitabschnitten von 10 auf einander fol-

genden Jahren; um so den Bedarf zur Verzinsung von Zeit zu Zeit 

vermindern und dadurch Unsern Unterthanen bei Entrichtung der 

Abgaben nach und nach Erleichterungen gewähren zu können. 

VI. 

Ungeachtet nach Unserer Verordnung vom 27sten Oktober 1810. 

und selbst nach dem Inhalte der Staatsschuldscheine, die Tilgung der 

Staatsschulden durch sukzessive Verloosung erfolgen sollte, so hat 

doch diese Maaßregel in ihrer zeitherigen Ausführung weder den Ab-

sichten des Staats noch den Erwartungen der Gesammtheit der Staats-

gläubiger entsprochen, und finden Wir Uns daher bewogen, hiermit 

festzusetzen: daß die im Etat Tit. I. Litt. b. c. d. e. aufgeführten Staats-

schulden-Dokumente, so weit das festgesetzte Amortisationsquantum 

und die Zinsenersparungen ausreichen, vorläufig nicht verlooset, son-

dern, so wie es in den Jahren 1818. und 1819. Rücksichts der Staats-

schuldscheine mit günstigem Erfolge geschehen ist, jährlich aufge-

kauft, eine Verloosung von Seiten der Staatsschulden-Verwaltungs-

Tilgung. 
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behörde aber erst dann eingeleitet werden soll, wenn die resp. Schuld-

Dokumente an der Börse oder sonst nicht mehr unter dem Nennwerthe 

aufgekauft werden können. 

─  12  ─ 

VII. 

Zur regelmäßigen Verzinsung und Tilgung überweisen Wir hier-

mit: 

1) die sämmtlichen Domainen- und Forst-Revenüen mit Rücksicht 

auf die Bestimmungen zu III. 

2) den Erlös aus dem von jetzt ab nur gegen baares Geld zu bewir-

kenden Verkaufe von Staatsgütern oder Ablösungen von Doma-

nialrenten, Erbpachtgeldern und andern Grundabgaben, Zinsen, 

Zehenten, Diensten etc. und 

3) die Salzrevenüen, soviel davon zur ausreichenden Ergänzung des 

Staatsschuldentilgungs-Kassenbedarfs erfordert wird. 

Die Einzahlung dieser Fonds geschieht von den Provinzialkassen 

unter Verantwortlichkeit der denselben vorgesetzten Behörden ohne 

die geringste Verkürzung in monatlichen Raten direkte an die Staats-

schulden-Tilgungskasse. 

Vom 1sten Januar 1820. ab kann die Verausgabung vorstehender 

Intraden Seitens der Provinzialkassen nur durch Quittungen der eben-

genannten Kasse rechnungsmäßig justifizirt werden. Von demselben 

Zeitpunkte ab können nur die bei den nach 2. für Veräußerungen von 

Staatsgütern, Ablösungen etc. zu leistenden Zahlungen als gültig an-

erkannt werden, welche von der in den folgenden Abschnitten näher 

zu bezeichnenden Staatsschulden-Verwaltungsbehörde bescheinigt 

worden. 

Die bisher bestandene Generaldomainen-Veräußerungskasse hört 

mit dem 1sten Januar 1820. gänzlich auf, und die bei derselben ver-

bliebenen Einnahme-Reste gehen hiernach ganz zu dem Staatsschul-

den-Verwaltungsfonds über. 

VIII. 

Unser Staatsrath hat bei Gelegenheit seines, wegen der Verord-

nung über die rechtliche Natur der Domainen in den neuen und wieder 

eroberten Provinzen abgegebenen Gutachtens vom 30sten Junius 

1818. bereits darauf angetragen, 

daß bei der fernern Ausführung des Domainenverkaufs eine 

besondere Behörde niedergesetzt werde, welcher die Ver-

bindlichkeit obliege, für die Verwendung der Kaufgelder zur 

Schuldentilgung zu sorgen. 

Fonds zur Verzinsung und 
Tilgung. 

Behörde zur Verwaltung. 
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In Berücksichtigung dieses Antrages und zur Ausführung der in 

gegenwärtiger Verordnung enthaltenen Bestimmungen setzen Wir da-

her eine von den übrigen Staats- und Finanzverwaltungen ganz abge-

sonderte Behörde unter der Benennung: 

„Hauptverwaltung der Staatsschulden‟ 

hiermit ein: 

IX. 

Diese Behörde soll aus, 

Einem Präsidenten und Vier Mitgliedern 

bestehen. Wir ernennen hierzu: 

─  13  ─ 

den wirklichen Geheimen Ober-Finanzrath Rother zum Präsiden-

ten,  

den wirklichen Geheimen Ober-Finanzrath, Domdechanten von 

der Schulenburg zum 1sten Mitgliede,  

den Landrath und Domherrn von Pannwitz zum 2ten Mitgliede,  

den hiesigen Stadtgerichts-Direktor Beelitz zum 3ten Mitgliede 

und  

den Chef des hiesigen Handlungshauses, Gebrüder Schickler, Da-

vid Schickler, zum 4ten Mitgliede. 

In Zukunft und beim Abgange des Präsidenten oder Eines dieser 

Mitglieder werden Uns von der künftigen reichsständischen Ver-

sammlung und bis zu deren Errichtung von dem Staatsrathe drei Indi-

viduen zur Auswahl eines derselben vorgeschlagen.a 

Dem Präsidenten liegt die Leitung des Ganzen ob, außerdem aber 

haben die Mitglieder mit ihm gleiche Befugnisse und daher auch glei-

che Verantwortlichkeit. 

X. 

Diese Behörde ist Uns und der Gesammtheit der Staatsgläubiger 

dafür verantwortlich, daß nach II. weder Ein Staats-Schuldschein 

mehr, noch andere Staatsschulden-Dokumente irgend einer Art aus-

gestellt werden, als der von Uns vollzogene Etat besagt. Über alle 

darin genannten Summen kann sie, insofern solches noch nicht ge-

schehen ist, Staats-Schuldscheine, jedoch immer nur in der bisherigen 

Form, oder, Falls es bei den schon im Etat aufgenommenen, aber noch 

in der Festsetzung begriffenen Schulden nöthig werden sollte, andere 

Staatsschuld-Dokumente ausfertigen., 

Wir behalten Uns indessen hierbei vor, bei jedem einzelnen Titel 

nähere Anweisung darüber zu ertheilen, an welche Behörden oder 

a Punkt fehlt in Vorlage 

a) Einrichtung. 

b) Verpflichtungen. 
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Personen die innerhalb der Etatssummen ausgefertigten Schulddoku-

mente abgeliefert werden sollen. 

XI. 

Sollte sich bei der für einzelne Schuldpositionen, dem Ministerio 

des Schatzes ferner obliegenden endlichen Feststellung ein Minderbe-

darf gegen die im Etat für dieselben vorläufig ausgeworfene Summe 

ergeben, so hat Uns die Staatsschulden-Verwaltungsbehörde das Ka-

pital, sobald dessen Ersparniß feststeht, nebst den künftigen Zinsen 

vom nächsten Zinszahlungs-Termine ab, Behufs der Bildung eines 

Staatsschatzes, in so weit zur Disposition zu stellen, als der Betrag 

desselben nicht zur Deckung etwaniger Erhöhungen bei der Festset-

zung anderer Titel, die im Etat jetzt zu niedrig angenommen seyn 

könnten, verwendet werden muß. Die bis zur wirklichen Überweisung 

des ersparten Kapitals aufgelaufenen Zinsen verbleiben dem allgemei-

nen Tilgungsfonds und sind, wenn es die Umstände erfordern, zur 

schnellern Ablösung der V. sub b. benannten, besonders verbrieften 

Schulden vorzugsweise bestimmt. 

─  14  ─ 

XII. 

Die Staatsschulden-Verwaltungsbehörde ist ferner für die pünkt-

liche Verzinsung und Tilgung der gesammten Staatsschulden nach der 

in den §§. IV. und V. gegebenen Vorschrift verantwortlich und beson-

ders verpflichtet, bei ihren Operationen auch den allgemeinen Staats-

kredit möglichst zu berücksichtigen. 

XIII. 

Endlich ist die Staatsschulden-Verwaltungsbehörde verpflichtet, 

der künftigen reichsständischen Versammlung alljährlich Rechnung 

zu legen. Bis zur Einführung derselben tritt der Staatsrath an deren 

Stelle. Die Ertheilung der Decharge behalten Wir Uns nach Maaßgabe 

des Uns von ersterer, vorläufig aber von letzterm zu erstattenden Gut-

achtens vor. 

XIV. 

Bis die reichsständische Versammlung zusammengetreten seyn 

wird, soll statt ihrer eine Deputation des hiesigen Magistrats mit der 

Staatsschulden-Verwaltungsbehörde die eingelöseten Staatsschulden-

Dokumente alljährlich nach erfolgtem Rechnungsschlusse in gemein-

schaftlichen Verschluß nehmen, und für deren abgesonderte und si-

chere Aufbewahrung bei dem Depositorio des Kammergerichts Sorge 

tragen. Vor der Niederlegung werden jedoch jedesmal die Nummern 

und Lettern der eingelöseten Dokumente zugleich mit der Rechnungs-

c) Kontrollirung. 
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legung der Verwaltungsbehörde zur öffentlichen Kenntniß gebracht 

werden. 

XV. 

Der Präsident und die Mitglieder dieser Behörde werden wegen 

der vorstehenden zu übernehmenden Verpflichtungen und daß sie bei 

ihrer Verwaltung nach keinen andern, als den im gegenwärtigen Ge-

setze ausgesprochenen Grundsätzen verfahren wollen, durch Unsern 

Justizminister auf dem Kammergerichte in Gegenwart einer Deputa-

tion des hiesigen Magistrats, der hiesigen Börsenvorsteher und der Äl-

testen der Kaufmannschaft vereidet. 

XVI. 

Die jetzt bei dem Ministerio des Schatzes bestehende Staatsschul-

den-Tilgungskasse wird mit dem Ausfertigungsbureau oder der soge-

nannten Kontrolle der Staatspapiere nebst ihrem Personale und Ge-

schäften, der Staatsschulden-Verwaltungsbehörde überwiesen und 

unter deren ausschließlichen Befehl gestellt. 

Die Regulirung des Bedürfnißfonds dieser Behörde übertragen 

Wir hierdurch Unserm Staatskanzler und überlassen es demselben, 

solche respective durch Absetzung von dem bisherigen Etat des 

Schatzministerii zu bewirken. 

XVII. 

Um der Staatsschulden-Verwaltungsbehörde zur Unterhaltung ei-

ner ordnungsmäßigen und übersichtlichen Buchführung alle nur mög-

lichen Mittel 

─  15  ─ 

zu gewähren, bei fortdauernden vieljährigen Unterbleiben des Einzie-

hens fälliger Zinsen von Seiten der Inhaber der Schulddokumente aber 

die Erreichung dieses Zwecks mit mannichfaltigen Schwierigkeiten 

verbunden ist; so finden Wir es unumgänglich nöthig, den Verjäh-

rungstermin bei Zinsrückständen von Staatsschuld-Dokumenten vom 

Tage der Vollziehung dieser Verordnung ab, auf Vier Jahre von der 

Verfallzeit an gerechnet, hierdurch festzusetzen. 

Diese Festsetzung beziehet sich jedoch nicht bloß auf die von jetzt 

ab verfallenden, sondern auch auf die bisher verfallenen und uneinge-

zogen gebliebenen Zinsen, dergestalt, daß das Recht zur Einforderung 

von Zinsrückständen der letztgedachten Art mit dem 1sten Januar 

1824. ein für allemal erloschen ist. Die auf solche Art verjährten Zins-

summen fallen dem allgemeinen Tilgungsfonds zu, ohne daß von Sei-

ten der Interessenten späterhin irgend ein Anspruch in dieser Bezie-

hung rechtlich begründet werden kann. 

  

d) Besondere Vereidung. 

e) Unterbeamte. 

Verjährung unerhobener 
Zinsen. 
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XVIII. 

Außer den im §. I. benannten Schulden ist der Staat auch noch 

verpflichtet, die sogenannten unverzinslichen Schulden mit einer 

Summe von 

Eilf Millionen Zweihundert und Zwei und Vierzig Tausend 

Dreihundert und Sieben und Vierzig Thaler Courant,  

welche aus den in Zirkulation befindlichen Tresor- und Thalerschei-

nen, den von Uns traktatenmäßig übernommenen ehemaligen sächsi-

schen Kassenbillets Litt. A. und aus einigen andern Titeln entstanden 

sind, zu decken. Für jetzt ist nur zum Umtausche der bei der Zirkula-

tion untauglich werdenden unverzinslichen Papiere der obenerwähn-

ten Gattungen ein Quantum zum Etat gebracht worden, dessen künf-

tiger Betrag jedoch nach dem jedesmaligen Bedürfnisse alljährlich 

festgestellt werden wird. 

XIX. 

Es sind ferner noch die im Etat angemerkten, zum größten Theile 

mit den neu erworbenen oder wieder vereinigten Landestheilen oder 

in Folge der veränderten Staatsverwaltung auf Uns überkommenen 

Provinzial-Staatsschulden, welche sich auf den Passiv-Etat der resp. 

Regierungs-Hauptkassen befinden, jedoch zur definitiven Feststel-

lung ihres Betrages hin und wieder noch einer näheren Prüfung bedür-

fen, mit 25,914,694 Rthlr. vorläufig ermittelt worden. 

Das Schatzministerium wird sich mit Feststellung derselben auch 

ferner beschäftigen und bis diese vollendet ist, was im Laufe des Jah-

res 1820. geschehen muß, wird dasselbe auch die Verzinsung mit den 

ihm dazu auf dem Haushaltungsplane überwiesenen Mitteln bewirken. 

Nach erfolgter definitiver Feststellung des Betrages derselben sol-

len auch die Schulden dieser Art der allgemeinen Staatsschulden-Ver-

waltungsbehörde 

─  16  ─ 

überwiesen und Behufs ihrer gleichfalls einzuleitenden Amortisation, 

wo solche wie bei den sächsischen Zentralsteuer-Obligationen, nicht 

schon besteht, die nähern Bestimmungen von Uns erlassen werden. 

XX. 

Bis zur Errichtung eines solchen Tilgungsfonds kann keine Kün-

digung von Seiten der Gläubiger angenommen werden. Solche wird 

nur in dem einzigen Falle nachgelassen, wenn Domainengüter etc., 

welche diesen Schulden als Spezialhypotheken namentlich verschrie-

ben sind, für Rechnung des Staatsschulden-Tilgungsfonds veräußert 

werden. 

Unverzinsliche Schulden. 

Provinzial-Staatsschulden. 
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Dagegen müssen die auf den Provinzialetats stehenden Aktivka-

pitalien so viel als möglich eingezogen, besonders berechnet und nach 

Ablauf des Jahres 1820. mit Rücksicht auf die im §. 5. des Gesetzes 

vom 9ten März v. J. enthaltene Bestimmung zur Befriedigung der 

resp. Gläubiger verwendet, oder aber dem künftigen Amortisations-

fonds der Provinzial-Staatsschulden überwiesen werden. 

XXI. 

Wenn einzelnen Provinzen und Kommunen verhältnißmäßige 

Aversional-Zuschüsse zur Verzinsung und allmäligen Berichtigung 

ihrer resp. Provinzial- und Kommunal-Kriegsschulden, wozu im Etat 

Lit. f. Tit I. bereits die nöthigen Mittel mit begriffen sind, gewährt wer-

den, so finden Wir für nöthig, bei dieser, die Verwaltung des gesamm-

ten Staats-Schuldenwesens umfassenden Verordnung, schon jetzt, an 

jene Bewilligung die Bedingung zu knüpfen, daß Hinsichts der Do-

tirung des Tilgungsfonds und der Amortisation der vorerwähnten 

Schulden keine den Gläubigern günstigere, als die in Absicht der all-

gemeinen Staatsschulden im §. V. zu c. vorgeschriebenen Bestimmun-

gen getroffen werden. 

XXII. 

Indem Wir so für die hinreichende Sicherstellung, regelmäßige 

und pünktliche Verzinsung und allmählige Tilgung aller Staatsschul-

den ohne Ausnahme vollständig gesorgt haben, wollen Wir, daß das 

gesammte Staats-Schuldenwesen unausgesetzt nach vorstehenden 

Bestimmungen verwaltet werde. 

XXIII. 

Auf die pünktliche Befolgung dieser Verordnung in ihrem ganzen 

Umfange werden Wir Allerhöchst-Selbst unabläßlich wachen, so wie 

Wir denn auch alle dabei betheiligten Staatsbehörden für die unbe-

dingte und pünktliche Ausführung derselben hierdurch verantwortlich 

machen. 

So geschehen und gegeben Berlin, den 17ten Januar 1820. 

 Friedrich Wilhelm. 

C. Fürst v. Hardenberg. 

  

Zuschüsse zu den Provin-

zial- und Kommunal-Kriegs-
schulden. 
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─  21  ─ 

No. 579 
Allerhöchste Kabinetsorder an das Staatsministerium, betreffend den Staats-

haushalt und das Staatsschulden-Wesen. De dato den 17ten Januar 1820. 

Es ist höchst nöthig, daß die, wegen mannichfaltiger Schwierig-

keiten bis jetzt ausgesetzt gebliebene endliche Regulirung des Staats-

haushalts vom Jahre 1817. und die von der General-Kontrolle für die 

Jahre 1817/19. aufgestellten Verwaltungs-Übersichten, sondern auch 

die, über beide vorgenannte Gegenstände, hiernächst unter dem Vor-

sitze des Staatskanzlers gelieferten vollständigen Arbeiten vorlegen 

lassen, und auf den Mir hierüber gehaltenen ausführlichen Vortrag 

Folgendes beschlossen: 

I.  Der projektirte Haupt-Finanz-Etat des Staats über die jährli-

chen laufenden Einnahmen und Ausgaben, nebst sämmtli-

chen Verhandlungen der Haushalts-Untersuchungs-Kommis-

sion vom Jahre 1817., so wie auch die neuern Arbeiten, wel-

che über diesen Gegenstand unter dem Vorsitze des Staats-

kanzlers gemacht worden sind, nebst den von der Steuer-Re-

gulirungs-Kommission, in Folge der Steuergesetze vom 

26sten Mai 1818. und 8ten Februar 1819. wegen einiger Ab-

gaben-Erhöhungen entworfenen Verordnungen, sollen dem 

gesammten Staats-Ministerio sogleich vorgelegt, und von 

demselben berathen werden. 

Das Mir einzusendende Resultat werde Ich zum Zweck der 

weitern Prüfung und Begutachtung der diesfallsigen Gesetz-

Entwürfe an den Staatsrath gelangen lassen. 

─  22  ─ 

Mehrere nach den bisherigen Administrations-Anschlägen 

erforderliche bedeutende Ausgaben habe Ich bei der Entwer-

fung des Projekts zum Haupt-Finanz-Etat pro 1820. bei den 

verschiedenen Verwaltungszweigen bereits absetzen, und so-

mit einen verminderten Bedarf von 

50,863,150 Rthlr. 

als Ausgabe annehmen lassen. 

Dieser wird indeß durch die bisherigen Staats-Revenüen 

und durch die nach den Verordnungen vom 26sten Mai 1818. 

und 8ten Februar 1819. aufkommenden Steuern, welche auch 

ferner bestehen bleiben, noch nicht vollständig gedeckt, und 

Ich behalte Mir daher vor, nach Beendigung der bei dem 

Staatsministerio und dem Staatsrathe darüber statt findenden 
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Berathungen näher zu bestimmen, unter welchen etwanigen 

Modifikationen die jetzt projektirten neuen Abgaben-Erhö-

hungen eintreten sollen. 

Die vorstehend von Mir als Bedarf bei der laufenden Ver-

waltung angenommene Summe darf unter keiner Bedingung 

erhöhet werden. Die Chefs der einzelnen Verwaltungen sind 

Mir dafür persönlich und das gesammte Staats-Ministerium 

insbesondere um somehr verantwortlich, als die von Mir be-

willigte Summe im Ganzen zu den in den bisherigen Etats -

Nachweisungen angegebenen Zwecken, ausreichen wird. 

Ich bestimme hierbei, daß die Etats unter verfassungsmäßi-

ger Einwirkung, der General-Kontrolle hiernach regulirt wer-

den, und bleiben auch die frühern, wegen Gehalts-Bewilli-

gungen und wegen des Personals erlassenen einschränkenden 

Verfügungen in Kraft. 

Das Staats-Ministerium muß übrigens mit der General-

Kontrolle sofort zusammentreten, und ausmitteln, ob nicht 

und zwar vorzüglich durch Verminderung der Behörden und 

Beamten, oder sonst bei den Militair- und Civil-Verwaltungs-

Zweigen noch andere Ersparnisse außer den von Mir bereits 

angenommenen Ermäßigungen gemacht werden können. Es 

wird dies in der Folge gewiß möglich werden, wenn dasselbe 

die Vorschriften Meiner Ordre vom 3ten November 1817. 

(Gesetz-Sammlung Nro. 442) nach welcher sich die Departe-

ments-Chefs darauf beschränken sollen: 

Grundsätze Behufs der Verwaltung aufzustellen, die Pro-

vinzial-Behörden bei deren Erfüllung im Allgemeinen zu 

kontrolliren, und die Administrations-Resultate zur Erhal-

tung der Central-Verwaltung zusammen zu stellen, 

im Auge behält, und die eigentliche Administration den Pro-

vinzial-Be- 

─  23  ─ 

hörden überweiset. Ich werde demselben Meine Bestimmun-

gen hierüber noch besonders eröffnen. 

Ersparnisse, welche solchergestalt im Laufe der Admini-

stration ermittelt werden, so wie auch nach vorheriger Dek-

kung der Rest-Ausgaben die Rest-Einnahmen bis Ende 1819. 

nebst allen etwanigen, dem Staate zugehörenden Beständen 

der Haupt-Kassen in baaren Geldern oder Effekten, ferner 

jede Mehr-Einnahme bei der laufenden Verwaltung, sollen 

besonders gesammelt, und von den resp. Ministerien mit noch 
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andern von Mir, den Umständen nach, dahin zu verweisenden 

zufälligen Einnahmen, dem Staats-Minister Grafen von 

Lottum, dem Ich die Bildung eines Staats-Schatzes in seiner 

Funktion als Chef des Schatz-Ministerii und der General-

Kontrolle hiermit übertrage, zur besondern Berechnung über-

liefert werden. 

II. Das Staats-Schulden-Wesen ist durch Meine heute erlassenen 

und mit dem von Mir vollzogenen Etat für die Verzinsung 

und Tilgung zur öffentlichen Bekanntmachung bestimmten 

Verordnungen für immer definitiv regulirt. 

Damit Jedermann von dem wahren Zustande der Finanzen 

des Staats vollständig unterrichtet werde, und sich überzeuge, 

daß nicht mehr an Abgaben gefordert werde, als das drin-

gende Bedürfniß für die innere und äußere Sicherheit, so wie 

zur Erfüllung der zum wahren Vortheile und zur Erhaltung 

des Staats eingegangenen Verpflichtungen unumgänglich 

nöthig macht, so soll der bereits erwähnte Haupt-Finanz-Etat, 

nach erfolgter Prüfung und Feststellung, ebenfalls zur öffent-

lichen Kenntniß kommen, und auch mit dieser Kundmachung 

von 3 zu 3 Jahren fortgefahren werden. 

Bei dieser Gelegenheit will Ich auch folgende wichtige Ge-

genstände:  

die Gemeinheits-Theilungs-Ordnung,  

die Kommunal-Ordnung,  

die Schul-Ordnung, 

die Regulirung des Provinzial- und Kommunal-Krieges-

Schulden-Wesens in der Churmark, Neumark, Ostpreußen 

und der Stadt Danzig, so wie auch endlich 

die Vorschläge zu den Pensions-Grundsätzen, 

welche sich noch in der Berathung, theils im Staats-Mini-

sterio, theils im Staats-Rathe befinden,  

abermals in Erinnerung bringen, und erwarten, daß Mir die 

Gut- 

─  24  ─ 

achten darüber nunmehr bald und noch während der jetzigen 

Sitzungen des Staatsraths vorgelegt werden. 

Berlin, den 17ten Januar 1820. 

 Friedrich Wilhelm. 

An das Staats-Ministerium. 
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No. 580 
Allerhöchste Kabinetsorder vom 17ten Januar 1820.; die nähere Verbindung 

der Generalkontrolle mit dem Staatsministerio betreffend. 

Da nunmehr die Verantwortlichkeit für den gesammten Staatshaushalt 

in Gemäßheit Meiner Verfügungen vom 11ten Januar und 21sten Ok-

tober 1819. und der besondern Ordre von heute, an das gesammte 

Staats-Ministerium übergeht, so ist es auch nothwendig, daß die bisher 

neben demselben bestandene General-Kontrolle eine, den veränderten 

Verhältnissen angemessene, Stellung erhalte. 

Ich habe daher beschlossen, diese Behörde mit dem Staats-Mini-

sterio, in welchem deren Chef bereits schon Mitglied ist, in eine nä-

here Verbindung zu bringen, dergestalt: 

daß in allen Fällen, wo die Aufstellung neuer, oder die Abän-

derung bereits bestehender Grundsätze und Normen für die 

Verwaltung, die Regulirung des Staatshaushalts im Allgemei-

nen oder in einzelnen Zweigen desselben, und die Bewilli-

gung außerordentlicher Verwendungen und Zuschüsse, wel-

che jedoch stets von Meiner besondern und ausdrücklichen 

Genehmigung abhängig bleibt, verfassungsmäßig im Staats-

Ministerio zum Vortrage kommen. auch die General-Kon-

trolle, als ein wesentliches Glied des Staats-Ministerii, selbst 

an der Berathung Theil nehmen, und der Director derselben 

dem Vortrage über solche Gegenstände beiwohnen soll, so 

daß ein Schriftwechsel zwischen den einzelnen Ministerien 

und den, denselben untergeordneten Behörden einerseits, und 

der General-Kontrolle andererseits, wegen Beurtheilung ma-

terieller Gegenstände künftig schlechthin nicht mehr statt fin-

den darf. 

Dagegen aber bleibt die General-Kontrolle als eine 

selbstständige Behörde, in allen Fällen in ihrer bisherigen be-

sondern Wirksamkeit, wo es nicht auf materielle Beurthei-

lung, sondern nur auf das Formelle der Etats und der Kas- 

sen-, Buch- und Rechnungsführung ankommt. In dieser letz-

tern Eigenschaft wird sie auch ferner diejenigen Zusammen-

stel- 

─  25  ─ 

lungen besorgen, welche zur vollständigen Übersicht des 

Staats-Vermögens, der Einnahmen und Ausgaben erforder-

lich sind, und Mir nach wie vor in den festgesetzten Terminen 

vorgelegt werden müssen. 
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Alle in dieser Beziehung entstehende Mittheilungen, Erör-

terungen und Anträge, erläßt die General-Kontrolle selbst-

ständig. Streitigkeiten, welche deshalb zwischen ihr und ein-

zelnen Verwaltungstheilen entstehen, werden an das ge-

sammte Staats-Ministerium gebracht, und von diesem ent-

schieden. 

Sollte hiernach eine Abänderung der Instruktion für die General-

Kontrolle vom 9ten März v. J. nöthig werden, so übertrage Ich dem 

Staats-Ministerio, dieselbe zu entwerfen, und Mir zur Vollziehung 

vorzulegen. 

Der General-Kontrolle habe Ich diese Bestimmungen zur Nach-

achtung zugefertigt. 

Berlin, den 17ten Januar 1820. 

 Friedrich Wilhelm. 

An das Staatsministerium 
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No. 584 
Gesetz wegen der den Beamten zu bewilligenden Antheile an den Strafen und 

Konfiskaten bei Übertretungen des Steuergesetzes vom 26sten Mai 1818. 

De dato den 31sten Dezember 1819. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 

Preußen etc. etc. 

haben in der Absicht, den Ertrag der durch das Gesetz vom 26sten Mai 

v. J. eingeführten Zoll- und Verbrauchssteuer-Gefälle zu sichern, und 

den zugleich dem inländischen Gewerbfleiß zugedachten Schutz zu 

verstärken, auf den Antrag Unseres Staatsministeriums, nach einge-

holtem Gutachten Unsers Staatsraths, beschlossen, den nachbenann-

ten Beamten bei entdeckten Übertretungsfällen eine Belohnung zuzu-

sichern, und verordnen zu dem Ende wie folgt: 

§. 1. 

Bei Übertretungen des Steuergesetzes vom 26sten Mai v. J. (De-

fraudationen sowohl als Kontraventionen), sollen in den durch sie ent-

deckten Fällen die Steuer- und Zoll- imgleichen die bei der Entdek-

kung oder Beschlagnahme Hülfe leistenden Beamten (namentlich Po-

lizei- und Forstbeamte, 

─  32  ─ 

die Gensd'armerie) von den rechtskräftig festgesetzten Geldstrafen, so 

wie von dem Werthe der konfiszirten Waaren, zwei Drittheile erhal-

ten. 

§. 2. 

Auf diesen Antheil an den Geldstrafen und Konfiskaten haben je-

doch die Mitglieder der Haupt-Zollämter keinen Anspruch. 

§. 3. 

Das übrigbleibende Eindrittel dieser Strafen und Konfiskate soll 

zu den betreffenden Regierungs-Hauptkassen eingezogen und daraus 

unter der Aufsicht Unsers Finanzministers ein Fonds zur Unterstüt-

zung der hinterbliebenen Wittwen und Kinder solcher verarmten Zoll- 

und Steuer-Beamten gebildet werden, welche zum Bezug von Straf-

antheilen berechtigt gewesen. 
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Urkundlich haben Wir diese Verordnung eigenhändig vollzogen, 

und mit Unserm Königlichen Insiegel bedrucken lassen. 

Gegeben Berlin, den 31sten Dezember 1819. 

(L. S.)  Friedrich Wilhelm. 

  C. Fürst v. Hardenberg. v. Altenstein. 

   Beglaubigt: 

   Friese. 
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No. 588 

Verordnung, die Verleitung zum Auswandern betreffend. Vom 20sten Januar 

1820. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 

Preußen etc. etc. 

Nachdem Uns angezeigt worden, daß in einigen Theilen Unserer 

Staaten gewisse Individuen sich damit abgeben, Unsere getreue Un-

terthanen zum Aus- 

─  36  ─ 

wandern zu verleiten, diese sträfliche Handlung aber durch kein aus-

drückliches Gesetz vorgesehen ist; so finden Wir Uns mit Rücksicht 

auf das Allgemeine Landrecht Theil 2. Tit. 20, §. 133., 143 und 148., 

nach eingefordertem Gutachten Unsers Staatsraths, Folgendes zu ver-

ordnen veranlaßt: 

Wer es sich zum Geschäft macht, Unterthanen zum Auswandern 

zu verleiten, soll mit einer Gefängnißstrafe von einem Monat bis zwei 

Jahre belegt werden. 

Urkundlich haben Wir diese Verordnung Allerhöchsteigenhändig 

vollzogen und mit Unserm Königlichen Insiegel bedrucken lassen. 

So geschehen Berlin, den 20sten Januar 1820. 

(L.S.)  Friedrich Wilhelm. 

  C. Fürst v. Hardenberg. v. Altenstein. 

   Beglaubigt: 

   Friese. 
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No. 599 
Instruktion wegen Errichtung der Untergerichte in den mit dem Preußischen 

Staate vereinigten ehemals Sächsischen Provinzen. Vom 4ten Mai 1820. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 

Preußen etc. etc. 

Thun kund und zu wissen: 

Die Einführung Unserer Gesetze, in den mit Unserer Monarchie 

vereinigten ehemals Sächsischen Provinzen, hat eine angemessene 

Umänderung in der vorgefundenen Verfassung der Gerichte nöthig 

gemacht. In Beziehung auf die Obergerichte ist dieselbe bereits ge-

schehen; bei den Untergerichten aber blieb sie ausgesetzt, weil es Un-

sere Absicht war, diese Veränderung in Rücksicht auf die städtische 

Gerichtsbarkeit gleichzeitig mit der neuen Einrichtung des Gemeinde-

wesens eintreten zu lassen. 

Da diese Angelegenheit jedoch wegen ihrer vielfachen Beziehun-

gen noch einer näheren Berathung unterliegt, der Zustand der Justiz-

verwaltung bei den Untergerichten in den gedachten Provinzen aber 

keinen längern Aufschub mehr leidet; so wollen Wir, daß die Einrich-

tung jener Untergerichte unverzüglich geschehe, und dabei, mit Rück-

sicht auf die Einführung der Städteordnung, nach folgenden Grund- 

sätzen verfahren, diese auch in dem Departement des Oberlandesge-

richts in Naumburg um des Zusammenhanges willen, auf diejenigen 

Bezirke, welche sonst nicht zu Sachsen gehört haben, ausgedehnt wer-

den. 

I. Die den Untergerichten zustehende Gerichtsbarkeit, welche in 

Unserm Namen verwaltet wird, soll künftig 

1) durch formirte Kollegien, welche den Namen Landgerichte füh-

ren, 

2) durch Gerichtsämter, welche aus einem einzelnen Richter mit 

einem Gerichtsschreiber bestehen, 

ausgeübt werden. Landgerichte und Gerichtsämter stehen unter dem 

Ober-Landesgerichte, zu dessen Bezirke sie gehören, als Unterge-

richte. 

─  66  ─ 

2. Nach dem Vorgange bei Einführung der Städteordnung in den 

alten Provinzen, soll alle Gerichtsbarkeit der Städte und in den Städten 

und Vorstädten, auch über Kämmerei- und Stadtgüter, sie mag bisher 

von einem Stadtrath oder einer andern Korporation oder auch von ei-

ner einzelnen Privatperson ausgeübt worden seyn, aufhören und nach 

Errichtung von Landge-

richten und Gerichtsämtern. 

Aufhören der Gerichtsbar-

keit der Städte und in den 
Städten. 
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dem unten zu bemerkenden Unterschied, theils an die Landgerichte, 

theils an die Gerichtsämter übergehen. Dagegen soll jede Stadt, wel-

che bisher ihren Richter innerhalb ihrer Mauern gehabt hat, wenig-

stens den Sitz eines Gerichtsamts erhalten. 

Im übrigen bleibt es vor der Hand wegen der Patrimonial-Ge-

richtsbarkeit in Civilsachen, sofern sie mit dem Besitze eines Grund-

stücks verbunden ist und von Privatpersonen auf eine zu rechtbestän-

dige Weise ausgeübt wird, bei der Bestimmung des §. 19. Unseres Pu-

blikations-Patents vom 15ten November 1816. 

3. In Folge der Aufhebung der Gerichtsbarkeit der Städte und in 

den Städten werden 

a) die Stadtkommunen und alle diejenigen, welchen bisher die Ju-

risdiktion in denselben zugestanden hat, von allen Kosten und 

Lasten der Gerichtsverwaltung befreit; 

b) nur die Lokalien, welche bisher schon zum Sitz der Gerichte ge-

dient haben, oder dazu gewidmet werden können, ohne andern 

nöthigen Kommunalbestimmungen Eintrag zu thun, sind den 

Gerichten unentgeldlich einzuräumen. 

4. Mit Ausnahme der Gegenstände, welche vor die Gerichtsämter 

gehören, wird die Civilgerichtsbarkeit über nicht eximirte Personen 

und Grundstücke in den Städten und auf dem platten Lande durch die 

Landgerichte verwaltet. Desgleichen umfaßt auch ihre Kompetenz 

diejenigen Kriminalfälle, welche Unsere Verordnung vom 11ten März 

1818. mit Rücksicht auf den §. 19. der Kriminalordnung den Unterge-

richten zuweiset. 

5. Ein Landgericht soll aus einem Dirigenten mit dem Titul 

„Landgerichts-Direktor‟ und dem Range eines Oberlandesgerichts-

Raths, aus Mitgliedern, nicht unter 3 und nicht über 6, welche den Ti-

tul „Landgerichts-Räthe‟ führen, aus Assessoren mit Stimmrecht und 

aus dem nöthigen Subaltern-Personal bestehen. 

6. In dem Oberlandesgerichts-Bezirke von Naumburg sind fol-

gende Landgerichte anzulegen: 

I. zu Erfurt für 

a) den Stadtkreis Erfurt,  

b) den Erfurter Landkreis, 

c) den Schleusinger, 

d) den Neustädter, 

─  67  ─ 

e) den Langensalzer und 

f) den Weissenseer Polizeikreis. 

Kompetenz der Landge-

richte. 

Organisation der Landge-

richte. 

Anzahl, Umfang und Sitz 

der Landgerichte. 
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II. zu Naumburg für 

a) den Stadtkreis Naumburg, 

b) den Zeitzer, 

c) den Weissenfelser, 

d) den Eckardtsberger und 

e) den Querfurter Polizeikreis. 

III. zu Halle für 

a) den Stadtkreis Halle, 

b) den Saalkreis, 

c) den Merseburger Polizeikreis und 

d) für einen kleinen unweit Halle belegenen Theil des Mannsfel-

der Seekreises. 

IV. zu Eisleben für 

a) den Mannsfelder Seekreis, 

b) den Mannsfelder Gebirgskreis, 

c) den Sangerhauser Polizeikreis, 

d) die ehemals Schwarzburg-Rudolstädtschen Ämter Kelbra und 

Heringen. 

V. zu Wittenberg für 

a) den Wittenberger, 

b) den Bitterfelder, und 

c) den Delitzscher Polizeikreis. 

VI. zu Torgau für 

a) den Torgauer, 

b) den Liebenwerdaer, und 

c) den Schweinitzer Polizeikreis. 

Die Landgerichte, welche in den zu den Oberlandesgerichts-Be-

zirken von Frankfurt und Glogau gelegten ehemals Sächsischen Di-

strikten zu bilden sind, sollen noch besonders bestimmt werden. 

7. Einem jeden Landgerichtsbezirke wird eine bestimmte Anzahl 

von Gerichtsämtern zugetheilt. Diese sollen in der Regel durch das 

Gebiet einer Stadt unter Beilegung der in der Nähe befindlichen Ort-

schaften, wobei die alte Verbindung derselben unter sich möglichst zu 

berücksichtigen ist, gebildet werden. 

Der bestimmte geographische Umfang der Gerichtsämter und der 

Sitz derselben, wird durch die Amtsblätter bekannt gemacht werden. 

Gerichtsämter. Ihr Umfang 

und Sitz. 
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8. Die bei den Gerichtsämtern angestellten Richter stehen zu den 

Landgerichten in dem Verhältnisse von Kommissarien, indem die 

Landgerichte keine 

─  68  ─ 

Zwischeninstanz zwischen ihnen und den Oberlandesgerichten bilden 

dürfen. Sie werden den Assessoren der Landgerichte gleichgestellt 

und können, wenn dazu besondere Gründe vorhanden sind, jedoch nur 

auf den Antrag des betreffenden Oberlandesgerichts, durch den Justiz-

minister zum Landgerichte einberufen, und durch andere Assessoren 

des letztern, ersetzt werden. 

9. Ein Gerichtsamt besteht aus dem eigentlichen Richter oder Ge-

richtsamtmann, einem Aktuar oder Gerichtsschreiber und einem Ge-

richtsdiener. Bei ganz kleinen Amtsbezirken fällt die Stelle des Ge-

richtsschreibers weg und in diesem Falle werden da, wo die Gesetze 

zur Gültigkeit einer Verhandlung außer dem Richter noch einen Ak-

tuar oder zwei Gerichtsschöppen erfordern, zwei ein für allemal zu 

verpflichtende Gerichtsschöppen gegen die vorschriftsmäßigen Ge-

bühren zugezogen. 

10. Nach dem Grundsatze, daß minder wichtige und schleunige 

Sachen, überhaupt alle, die einer kollegialischen Berathung und Bear-

beitung nicht bedürfen, für das Interesse der Gerichtseingesessenen 

am besten durch einzelne, leicht zugängliche Richter besorgt werden, 

bestimmen Wir die Kompetenz der Gerichtsämter dahin: 

A. Vermöge eines perpetuirlichen Auftrages gehören vor sie: 

1) alle Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, namentlich 

a) die Aufnahme der Verhandlungen, welche die Veräußerung, 

Verpfändung oder Belastung eines Grundstücks betreffen; 

b) Auf- und Annahme der Testamente und anderer letztwilliger 

Verordnungen. 

Sie sind jedoch verpflichtet, nach erfolgter Auf- und An-

nahme, die letztwillige Verordnung an das Landgericht zur ge-

richtlichen Verwahrung einzusenden. 

c) Versiegelungen, wo dieselben gesetzlich Statt finden, auch in 

Sterbefällen der Eximirten; 

2) Anlegung und Führung der Hypothekenbücher über Wandeläcker 

oder sogenannte walzende Grundstücke. Die Anlegung der übrigen 

Hypothekenbücher über nicht eximirte Grundstücke, steht allein 

den Landgerichten zu, doch bleibt vorbehalten, selbige, wenn sie 

angelegt sind, zur weitern Führung den Gerichtsämtern zu überwei-

sen; 

Verhältniß der Gerichtsäm-

ter zu den Landgerichten. 

Organisation der Gerichts-

ämter. 

Kompetenz der Gerichts-

ämter. 
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3) gerichtliche Leitung der Vormundschaften über nicht eximirte 

Pflegbefohlne, in sofern damit keine Vermögens-Verwaltung ver-

bunden ist; 

4) Aufnahme der Klageanmeldungen und anderer Gesuche der Ge-

richtseingesessenen in ihren Rechtsangelegenheiten überhaupt; 

5) Instruktion, Erkenntniß und Vollstreckung der rechtskräftigen Urtel 

a) in allen Bagatellsachen von 50 Rthlr. und darunter, 

b) in allen Injuriensachen unter Leuten des gemeinen Bürger- und 

Bauernstandes ; 

─  69  ─ 

6) Annahme und Instruktion aller summarischen Prozesse über 50 

Rthlr., als Exekutiv-, Wechsel- und Arrestprozesse, des possessorii 

summariissimi und der Spoliensachen, so wie der Mieths- und Ge-

sindestreitigkeiten, der Grenz- und Bausachen. Nach geschlossener 

Instruktion sendet das Gerichtsamt die Akten zum Erkenntniß an 

das Landgericht ein; 

7) alle Verfügungen in Kriminalfallen, welche die Kriminalordnung 

§. 20. und 21. den Civilgerichten beigelegt. Der Gerichtsamtmann 

ist daher eben so befugt als schuldig, den eines Verbrechens Ange-

schuldigten oder Verdächtigen, wo es überhaupt zulässig ist, zu 

verhaften, und ihn, sobald er eingebracht wird, noch vor der Ablie-

ferung an das Inquisitoriat, über Namen, Alter, Herkunft und an-

dere persönliche zur Sache gehörigen Umstände summarisch zu 

vernehmen, bei Verbrechen, welche Spuren zurücklassen, z. B. 

Todschlag, Brandstiftung, gewaltsamen Diebstahl etc. etc. für die 

Erhebung und legale Berichtigung des Thatbestandes zu sorgen, 

wenn der Verbrecher aus dem Gerichtsamts-Bezirke gebürtig ist, 

die zur Untersuchung erforderlichen Nachrichten über seinen bis-

herigen Lebenswandel einzuziehen, und ein Verzeichniß seines 

Vermögens aufzunehmen; 

8) Instruktion und Erkenntniß in Fällen, wo der §. 14. der Kriminal-

Ordnung mit Bezug auf §. 10. Th. II. Tit. 17. des Allgemeinen 

Landrechts eine polizeiliche Untersuchung und Bestrafung von 

Vergehen durch das Civil-Gericht zuläßt. Eben so gehört zur Kom-

petenz der Gerichtsämter, die Untersuchung und Bestrafung der 

Holzfrevel und der Kontraventionen gegen die Zoll- und Steuerge-

setze, wenn die gesetzliche Strafe nicht über 10 Rthlr. Geldbuße 

beträgt. 
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B. Zu den Geschäften, welche das Gerichtsamt nur auf beson-

dern Auftrag oder Requisition verrichtet, gehören 

1) die Instruktion im ordentlichen Prozesse bei Objekten über 50 

Rthlr., wenn Kläger und Verklagter oder doch der letztere im Amts-

bezirke wohnen, 

2) einzelne Prozeßhandlungen z. B. Lokalbesichtigungen innerhalb 

des Amtsbezirks, Zeugenvernehmungen etc., 

3) Inventuren, Taxationen, Exekutionen etc., 

4) überhaupt alle Geschäfte im Gerichtsamtsbezirke, wobei eine kom-

missarische Bearbeitung nöthig gehalten wird. 

Die Geschäfte unter 1. und 3. verrichtet das Gerichtsamt auf be-

sondern Auftrag des Oberlandesgerichts oder des Landgerichts, in de-

ren Bezirken es gelegen ist, die Handlungen unter 2. und 4. auch auf 

Requisition der Inquisitoriate. 

Mit Genehmigung Unsers Ministers der Justiz, kann endlich ein 

Gerichtsamtmann, welchem von einer Stadtkommune die Stelle eines 

Syndikus angetragen wird, selbige nebenbei übernehmen; er muß aber 

alsdann in allen 
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Fällen, wo das Interesse der Kommune mit dem Interesse einzelner 

Einwohner in Kollision kommen kann, seines Richteramts sich ent-

halten. 

11. Die Landgerichte legen bei ihren Kosten und Gebührensätzen 

die allgemeine Gebührentaxe für die Land- und Stadtgerichte in gro-

ßen Städten zum Grunde. Dies geschieht auch von den Gerichtsämtern 

in allen Geschäften, welche sie auf besondern Auftrag, oder auf Re-

quisition der Inquisitoriate verrichten. 

In den übrigen Angelegenheiten, welche vermöge beständigen 

Auftrages vor sie gehören, liquidiren sie nach der Gebührentaxe für 

die sämmtlichen Untergerichte. 

Die Kopialien werden in allen Fällen sowohl von den Landgerich-

ten als den Gerichtsämtern, nach der Gebührentaxe für die Oberlan-

desgerichte angesetzt. 

Die Schreiberei bei den Gerichtsämtern, so weit sie nicht der Ak-

tuarius besorgt, geschieht durch Lohnschreiber, welche zu jeder Zeit 

entlassen werden können. 

12. Was die Inquisitoriats-Einrichtung betrifft, so soll 

a) für jeden Landgerichts-Bezirk ein Inquisitoriat angelegt werden, 

und dieses 

Gebührentaxe für die 

Landgerichte und Gerichts-
ämter. 

Einrichtung der Inquisio-

rate. 
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b) der Regel nach aus zwei Kriminalrichtern, wovon der eine die 

Direktion führt, zwei Aktuarien und dem nöthigen Subalternper-

sonal bestehen. 

c) Die Kriminalrichter werden aus den Mitgliedern des Landge-

richts gewählt und können, wenn besondere Gründe dazu vor-

handen sind, jedoch nur auf den Antrag des Oberlandesgerichts, 

durch den Justizminister einberufen und durch andere Mitglie-

der ersetzt werden. 

d) Wegen der Trennung des Antheils von Henneberg und des Neu-

städter Kreises durch fremdes Gebiet, wird den Gerichtsämtern 

zu Ziegenrück, Schleusingen, Suhl und Kühndorf die Ausübung 

der Kriminal-Jurisdiktion in der Art beigelegt, daß sie alle Un-

tersuchungen, mit Ausnahme folgender schweren Verbrechen, 

als Todschlag, Mord, Kindermord, Raub und Brandstiftung, bis 

zum Spruche zu führen und die geschlossenen Akten an das 

Oberlandesgericht in Naumburg einzusenden verpflichtet sind. 

13. Die Immediat-Kommission für die Justiz-Einrichtung in den 

neuen Provinzen, wird unter Leitung Unseres Staatskanzlers, die Or-

ganisation der Untergerichte nach den Grundsätzen dieser Instruktion 

ausführen. 

Gegeben Berlin, den 4ten Mai 1820. 

(L. S.)                Friedrich Wilhelm. 

 C. Fürst v. Hardenberg.      v. Kircheisen. 

Behörde für die Ausfüh-

rung dieser Instruktion. 
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No. 607 
Instruktion wegen Ausführung des Edikts vom 21sten Juni 1815., die Verhält-

nisse der vormals unmittelbaren deutschen Reichsstände in der Preußi-

schen Monarchie betreffend. Vom 30sten Mai 1820. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 

Preußen etc. etc. 

haben durch Unsere Verordnung vom 21sten Juni 1815. die Verhält-

nisse der, Unserer Monarchie einverleibten, vormals unmittelbaren 

deutschen Reichsstände im Allgemeinen bestimmt. 

Da jedoch die darin enthaltenen Grundsätze bei der Anwendung 

mancherlei Schwierigkeiten gefunden, so wollen Wir, zur näheren 

Entwickelung derselben und zur vollständigen Ausführung des, durch 

sie und durch den in Unsere Verordnung aufgenommenen 14ten Arti-

kel der deutschen Bundesakte begründeten, Rechtszustandes jener 

vormals unmittelbaren deutschen Reichsstände, nachdem Wir auch 

zuvor deren Wünsche und Anträge in einer mit ihnen gepflogenen 

Verhandlung näher vernommen, Nachstehendes hierdurch festsetzen. 

§. 1. Als vormals unmittelbare deutsche Reichsstände, auf welche 

Unsere Verordnung vom 21sten Juni 1815. Anwendung findet, sind 

zu betrachten: 

I. in der Provinz Westphalen: 

1) der Herzog von Aremberg, wegen der Grafschaft Recklinghau-

sen; 

2) der Fürst von Bentheim-Steinfurth, wegen der Grafschaft Stein-

furth; 

3) der Fürst von Bentheim-Rheda, wegen der Herrschaft Rheda 

und der Grafschaft Hohen-Limburg; 

4) der Freiherr von Boemmelberg, als Besitzer der Herrschaft Geh-

men; 

5) der Herzog von Croy, wegen der Herrschaft Dülmen; 

6) der Fürst von Kaunitz-Rietberg, wegen der Grafschaft Rietberg;  

7) der Herzog von Looz-Corswaren, wegen seines Unserer Monar-

chie einverleibten südlichen Antheils von Rheina-Wolbeck; 
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8) der Fürst, vormalige Rheingraf von Salm-Horstmar, wegen der 

Grafschaft Horstmar; 

9) der Fürst von Salm-Kyrburg, wegen seines Antheils an Ahaus 

und Bocholt; 
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10) der Fürst von Salm-Salm, wegen seines Antheils an Ahaus und 

Bocholt und wegen der Herrschaft Anholt; 

11) der Fürst von Sayn-Wittgenstein-Berleburg, wegen seines 

Antheils an der Grafschaft Wittgenstein; 

12) der Fürst von Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, wegen seines 

Antheils an der Grafschaft Wittgenstein. 

II. in der Provinz Niederrhein: 

1) der Fürst von Solms-Braunfels, wegen der Ämter Braunfels und 

Greifenstein; 

2) der Fürst von Solms-Lich und Hohen-Solms, wegen des Amts 

Hohen-Solms; 

3) der Fürst von Wied-Neuwied, wegen der niedern Grafschaft 

Wied mit Ausnahme des Amts Grenzhausen; 

4) der Fürst von Wied-Runkel, wegen der obern Grafschaft Wied 

mit Ausnahme des Amts Runkel, dann wegen der Ämter Alten-

Wied und Neuerburg. 

III. in der Provinz Kleve-Berg: 

der Fürst von Sayn-Wittgenstein-Berleburg, wegen der Herr-

schaft Homburg an der Mark. 

§. 2. Die vorgenannten, Unserer Hoheit (Souverainetät) als erste 

Standesherren unterworfenen, vormals unmittelbaren deutschen 

Reichsstände, genießen für ihre Personen und Familien, sofern sie zu 

den Fürstlichen und Gräflichen Häusern gehören und für ihre standes-

herrlichen Besitzungen diejenigen besondern Rechte und Vorzüge, 

welche ihnen durch Unsere Verordnung vom 21stenJuni 1815. und 

durch den in selbige aufgenommenen Artikel 14. der deutschen Bun-

desakte zugesichert sind. Dagegen liegen ihnen auch die Pflichten ob, 

welche aus ihrer Unterwerfung unter Unsere Hoheit (Souverainetät) 

entspringen. 

§. 3. Die Häupter der standesherrlichen Familien haben nicht nur 

bei jeder Königlichen Regierungs-Veränderung, sondern auch bei ih-

rer Sukzession in die Standesherrschaft, Uns und Unsern Nachfolgern 

in der Regierung die Huldigung zu leisten. Wird diese von Uns und 

Unsern Nachfolgern unmittelbar eingenommen, so muß auch die Lei-

stung von den Standesherren persönlich geschehen; außerdem können 

sie dieselbe mittelst Einsendung einer Urkunde nachstehenden Inhalts 

an die Behörde, welche mit Einnahme der Huldigung beauftragt wird, 

ablegen: 

I. Rechtsverhältniß der 

Standesherren im Allgemei-
nen. 

Huldigung. 
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Ich, der unterzeichnete Königlich-Preußische Standesherr, ge-

lobe und verspreche hiermit für mich und alle meine Nachfolger, 

daß ich Seiner Königlichen Majestät etc. etc. und Aller-

höchstdero Nachfolgern in der Regierung von wegen meiner Per-

son und meiner inländischen standesherrlichen Besitzungen und 

Gerechtsame, als meinem rechtmäßigen Oberhaupte (Souverain) 

alle schuldige Treue, Ehrerbietung und Gehorsam unverbrüch-

lich leisten, auch nach meinen Kräften alles dasjenige thun oder 

lassen will, was zur Abwendung Allerhöchstdero Schadens, oder 

zur Beförderung Allerhöchstdero Nutzens dienen kann. 

So wahr mit Gott helfe u. s. w. 

Urkundlich meiner eigenhändigen Unterschrift und beige-

druckten Siegels. 

In vorstehender Art ist auch die Huldigung von denjenigen Stan-

desherren nachzuholen, welche sie noch nicht geleistet haben. 

§. 4. Zu gehöriger Ablegung der Lehnspflicht in allen Verände-

rungsfällen, wo es sich gebührt, sind die Standesherren auch fortan in 

so weit verpflichtet, als sie noch zu Uns in Lehnsverhältnissen stehen. 

§. 5. Die Standesherren sind sowohl für sich und ihre Familien, 

als auch bei Ausübung aller ihnen zustehenden Gerechtsame den all-

gemeinen Landesgesetzen unterworfen. 

§. 6. Die Standesherren und die ebenbürtigen Mitglieder ihrer Fa-

milien sind berechtigt, die vor Auflösung der deutschen Reichsverbin-

dung innegehabten Titel und Wappen zu führen, jedoch mit Hinweg-

lassung solcher Worte und Symbole, durch welche einzig ihr Verhält-

niß zu dem deutschen Reiche, oder ihre vormalige Eigenschaft reichs-

ständischer oder reichsunmittelbarer regierender Landesherrn, be-

zeichnet ward. 

§. 7. In Absicht auf das Kanzleizeremoniel, wird aus Unserm Ka-

binet, den Standesherren von Fürstlichen und Gräflichen Häusern, das 

Ehren-Wort: Herr (Herzog, Fürst, Graf) oder Frau (Herzogin, Für-

stin, Gräfin) gegeben und von allen Landesbehörden ist sämmtlichen 

Standesherren und den Mitgliedern ihrer Familien in den an sie erge-

henden amtlichen Ausfertigungen, die ihrer Geburt angemessene 

Kourtoisie (Durchlaucht, Hochgebohren) zu ertheilen. 

Außerdem sollen denselben bei allen feierlichen Gelegenheiten, 

diejenigen Vorzüge zu Theil werden, welche ihrem bevorrechteten 

Standesverhältnisse angemessen sind. 

§. 8. Den, die Standesherrlichkeit ausübenden Häuptern standes-

herrlicher Familien von Fürstlichen oder Gräflichen Häusern, so auch 

Leistung der Lehnspflicht. 

Unterwerfung unter die 

Landesgesetze. 

Titel und Wappen. 

Kanzleizeremoniel. 
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den, die Standesherrlichkeit verwaltenden mütterlichen oder agnati-

schen Hauptvormündern oder Administratoren, bleibt unbenommen, 

in ihren Kanzleischreiben, Vollmachten und andern offenen Erklärun-

gen, wenn solche nicht an Unsere 
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Hofstaats- und Militairbehörden gerichtet sind, von sich in der mehr-

fachen Person durch Wir und Uns zu sprechen. 

§. 9. In den standesherrlichen Bezirken kann in dem Kirchenge-

bet, nach Uns und den Mitgliedern Unsers Hauses, auch des Standes-

herrn und seiner Familie Erwähnung geschehen. dem gemäß wird die 

Gebetsformel von Unserer geistlichen Oberbehörde bestimmt werden. 

§. 10. Auch kann daselbst öffentliche Trauer statt finden, nach 

dem Ableben des Standesherrn, seiner Gemahlin und seines vermuth-

lichen Nachfolgers, mittelst Trauergeläuts und Unterbleibung öffent-

licher Lustbarkeiten. 

§. 11. Den Häuptern der standesherrlichen Familien steht frei, in-

nerhalb ihres standesherrlichen Bezirks aus ihren Privateinkünften 

Ehrenwachen zu unterhalten, welche jedoch dadurch von der allge-

meinen Militairpflicht nicht befreiet werden. 

§. 12. Die Standesherren und die Mitglieder ihrer Familien genie-

ßen die unbeschränkte Freiheit, ihren Aufenthalt in jedem zum deut-

schen Bunde gehörigen oder mit demselben in Frieden lebenden 

Staate zu nehmen. 

§. 13. Sie und die Mitglieder ihrer Familien haben die Befreiung 

a) von aller Militairpflichtigkeit, 

b) von ordentlichen Personalsteuern jeder Art, aber nicht 

c) von indirekten Steuern, denen sie innerhalb und außerhalb ihrer 

standesherrlichen Bezirke gleich andern Landeseinwohnern un-

terworfen sind. Von dem Erbschaftsstempel sind sie jedoch bei 

Sukzessionen in die Standesherrschaft, welche in der Familie 

Statt finden, unbedingt, bei andern Erbschaften oder Vermächt-

nissen aber nur in sofern befreit, als diese innerhalb der Standes-

herrschaft ihnen zufallen. 

§. 14. Für Civilstreitigkeiten haben die Standesherren und die 

Mitglieder ihrer Familien, einen privilegirten Gerichtsstand, derge-

stalt, daß in ihren persönlichen Rechtssachen, desgleichen in solchen, 

welche ihre standesherrlichen Besitzungen oder die diesen ankleben-

den Gerechtsame betreffen, dasjenige Oberlandesgericht kompetent 

ist, in dessen Gerichtssprengel sie in Hinsicht auf ihren Wohnort, oder 

nach den übrigen, bei der Sache eintretenden Verhältnissen, zufolge 

der Landesgesetze, gehören. 

Kirchengebet. 

Öffentliche Trauer. 

Ehrenwache. 

Freie Wahl des Aufent-

halts. 

Exemtionen der Standes-

herren und der Mitglieder ih-
rer Familien. 

Gerichtsstand in Civilsa-

chen. 



 Preuß. GS 1820 No. 607 ↑ INHALT 

41 

§. 15. Standesherren sind niemals aus dem Grunde allein, weil sie 

in Unserer Monarchie eine Standesherrschaft besitzen, vor den hiesi-

gen Gerichten in blos persönlichen Angelegenheiten Recht zu nehmen 

verbunden. Dagegen sind sie, im Falle sie in mehreren Bundesstaaten 

standesherrliche Besitzungen oder einen auf andere Art gesetzmäßig 

begründeten, mehrfachen Personal-Gerichtsstand haben, nach erlang-

ter Volljährigkeit verpflichtet, vor dem Oberlandesgerichte, in dessen 

Bezirke die Standesherrschaft gelegen ist, zu erklären, welchen in- 

oder ausländischen Ort sie als ihren Wohnsitz betrachtet haben wol-

len. 
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§. 16. Gewillkührte und testamentliche, insonderheit Stamm- oder 

Familienausträge, sind in Civilstreitigkeiten der Mitglieder einer stan-

desherrlichen Familie unter sich nur in sofern kompetent, als diejeni-

gen Verfügungen, worin solche festgesetzt sind, Unsere Bestätigung 

erhalten haben. 

§. 17. In peinlichen Sachen, mit Ausnahme der in Unserm Dienste 

begangenen Verbrechen, genießen die Häupter der standesherrlichen 

Familien, sofern sie nicht den Gerichtsstand eines Oberlandesgerichts 

vorziehen, einen privilegirten Gerichtsstand vor Austrägen und es fin-

det dabei folgendes Verfahren statt: 

a) die Untersuchung gebührt dem Oberlandesgerichte, welches 

nach den Landesgesetzen kompetent ist, und wird von einem 

durch das Präsidium zu ernennenden Mitgliede, unter Vorsitz 

des Präsidenten oder eines Direktors, geführt. 

b) Die ordentlichen Kriminalgerichte und Polizeibehörden jeden 

Orts sind befugt und verpflichtet, wo nach den Gesetzen über-

haupt ein hinreichender Grund dazu vorhanden ist, sich des An-

geschuldigten auf eine dem Stande der Person angemessene 

Weise zu versichern. Sie müssen jedoch hiervon ohne Verzug 

dem Oberlandesgericht ihres Bezirks Anzeige machen und die-

ses hat innerhalb dreimal vier und zwanzig Stunden, nach erhal-

tener Anzeige, über die Rechtmäßigkeit der Haft und über die 

Einleitung des peinlichen Verfahrens, einen Beschluß zu fassen. 

c) Von dem Augenblick an, wo die Verhaftnehmung für rechtmä-

ßig erkannt ist, bis zur völligen Wiedereinsetzung des Ange-

schuldigten in seinen vorigen Stand oder bis zu seinem Ableben, 

gebührt die Ausübung der standesherrlichen Gerechtsame 

dem vermuthlichen Nachfolger, oder, wenn dieser hieran ver-

hindert ist, dem nächsten Agnaten, in deren Ermangelung einem 

von Uns Zu ernennenden Administrator. Die Vermögensver-

Gerichtsstand in peinlichen 
Sachen. 

a) der Häupter der Fami-
lien. 
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waltung kommt in einem solchen Falle demjenigen zu, welchen 

die Familienstatute, wo aber diese nichts darüber enthalten, die 

Landesgesetze bestimmen. 

d) Nach geschlossener Untersuchung werden die Akten an Unser 

Justizministerium gesendet. Dieses bringt zehn ebenbürtige 

Standesgenossen, oder in deren Ermangelung, Personen, die ih-

nen an Rang oder Geburt am nächsten stehen, dem Angeschul-

digten in Vorschlag, von welchen dieser innerhalb vier und 

zwanzig Stunden nach gemachter Vorlegung, fünf auswählt. Die 

Ausgewählten werden von Uns mittelst Kabinetsbefehls zur Ab-

haltung des Austrägalgerichts nach Berlin berufen. 

e) Unser Justizminister, welcher in dem Austrägalgericht den Vor-

sitz führen soll, versammelt die einberufenen Austrägalrichter, 

nimmt zuvörderst von ihnen auf Gewissen und Ehre das Ver-

sprechen zu sorgfältigster Er- 
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wägung der Sache und vollkommener Unpartheilichkeit in der 

Abstimmung, läßt sodann durch zwei von ihm zu Referenten 

und Korreferenten ernannte, auf die Justiz verpflichtete Räthe, 

die Sache aktenmäßig und mit beigefügtem Rechtsgutachten 

vortragen, sammelt die Stimmen der Richter, zu welchen jedoch 

weder der Vorsitzende noch die beiden Referenten gezählt wer-

den, nach ihrer durch das persönliche Lebensalter eines jeden 

bestimmten Sitzordnung und bildet hieraus nach der Stimmen-

mehrheit als Beschluß das Endurthel, welches von den Aus-

trägalrichtern zu unterzeichnen und von dem Vorsitzenden zu 

beglaubigen ist. 

f) Durch dieses Endurthel kann in keinem Falle eine Konfiskation 

der standesherrlichen Besitzungen des Angeschuldigten verfügt 

werden, sondern wo auch diese nach den bestehenden Gesetzen 

erkannt werden müßte, findet nur die Sequestration derselben 

auf seine Lebenszeit und zwar zum Vortheil derjenigen, welche 

derselbe zu ernähren verbunden ist und zur Tilgung seiner 

Schulden, statt. 

Der Überschuß gehört zu seinem künftigen Nachlaß. 

g) Vor der Publikation und Vollziehung, die vor das Oberlandesge-

richt gehören, welches die Untersuchung geführt hat, ist das Ur-

thel jedesmal zu Unserer Bestätigung vorzulegen. Finden Wir 

Uns veranlaßt, die Strafe zu mildern oder den Angeschuldigten 

ganz zu begnadigen, so ist dies dem letztern gleichzeitig mit der 

Publikation des Urthels bekannt zu machen. 
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h) Gegen das publizirte Urthel des Austrägalgerichts findet keine 

weitere Instanz Statt. Hat jedoch der Angeschuldigte statt eines 

Austrägalgerichts, den Gerichtsstand vor einem Oberlandesge-

richte gewählt, so wird in den gegen dessen Ausspruch gesetz-

lich zulässigen Rechtsmitteln nichts geändert. 

§. 18. Was den Gerichtsstand der Mitglieder einer standesherrli-

chen Familie außer dem Familienhaupte in peinlichen Rechtssachen 

betrifft, so genießen diese, Militairverbrechen ausgenommen, densel-

ben privilegirten Gerichtsstand vor dem Oberlandesgerichte, wie in 

bürgerlichen Rechtshändeln. In Hinsicht auf bloße Verhaftung gilt 

auch bei ihnen alles, was oben in Ansehung der Häupter standesherr-

licher Familien festgesetzt ist. 

§. 19. Anlangend die Gerichtsbarkeit in nicht streitigen Sachen 

der Standesherren und der Mitglieder ihrer Familien, so ist  

a) die obervormundschaftliche Behörde für einen Standesherrn und 

die ebenbürtigen Mitglieder seiner Familie dasjenige Oberlan-

desgericht, in dessen Bezirke die Standesherrschaft gelegen ist 

und wenn ein Standesherr mehrere einländische Standesherr-

schaften besitzt, dasjenige, in dessen Bezirke der verstorbene 

Vater des zu bevormundenden zugleich seinen 
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Wohnsitz gewählt hatte (§. 15.), ohne Rücksicht auf ausländi-

schen Güterbesitz und etwanige Bevormundung. 

Das vormundschaftliche Patent wird von dem Justizministe-

rium ausgefertiget und von Uns vollzogen. Die Grundsätze der 

Bevormundung, der vormundschaftlichen Verwaltung und der 

Aufsicht über diese, sind zuvörderst aus den noch bestehenden 

oder künftig unter Unserer Genehmigung zu errichtenden Fami-

lienverträgen, auch aus dem nachzuweisenden Familienherkom-

men, in deren Ermangelung aber, aus den Landesgesetzen zu 

schöpfen. 

Wo von Obrigkeitswegen die Ernennung eines Vormunds ge-

schehen muß, erfolgt dieselbe von Uns unmittelbar auf den An-

trag des Justizministers. 

b) In Fällen einer Erbvertheilung unter Mitgliedern der standesherr-

lichen Familie, bleibt die Auseinandersetzung, so lange deshalb 

kein Rechtsstreit entsteht, dem Haupt der Familie vorbehalten. 

Die Versiegelung, wo solche nöthig ist, geschieht in der Stan-

desherrschaft von ihrer nächsten Gerichtsbehörde, außerhalb 

derselben von derjenigen des Orts, welche nach den Gesetzen 

dazu befugt ist. Die Entsiegelung und Inventur gehört überall 

b) der übrigen Mitglieder 

der standesherrlichen Fami-
lien. 

Gerichtsbarkeit in nicht 
streitigen Sachen der Stan-

desherren und der Mitglieder 

ihrer Familien. 
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vor diejenige Gerichtsbehörde, welche das Familienhaupt dazu 

erwählt. 

c) In allen Gegenständen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, in wel-

chen die Landesgesetze die Wahl der gerichtlichen Behörde den 

Interessenten nicht überlassen, ist in Beziehung auf die Standes-

herren und deren Familien dasjenige Oberlandesgericht kompe-

tent, vor welches die Sache nach den Landesgesetzen gehört. 

d) Die standesherrlichen Besitzungen werden in das Hypotheken-

buch des Oberlandesgerichts eingetragen, unter welchem sie ge-

legen sind. 

§. 20. In Polizeisachen sind die Standesherren und die Mitglieder 

ihrer Familien verpflichtet, während ihres Aufenthalts innerhalb ihres 

standesherrlichen Bezirks nur nach den Anordnungen der Provinzial-

regierung, bei einem Aufenthalte außerhalb desselben aber auch nach 

den Anordnungen der Polizeibehörde des Orts sich zu richten. 

§. 21. Nach den Grundsätzen der früheren deutschen Verfassung, 

sollen nicht nur die noch bestehenden Familienverträge der standes-

herrlichen Häuser aufrecht erhalten werden, sondern es soll auch die-

sen die Befugniß zustehen, fernerhin Verfügungen über ihre Famili-

enverhältnisse und Güter zu treffen. Jene Familienverträge und diese 

Verfügungen bedürfen jedoch, ehe sie eine vor den Gerichten verbind-

liche Kraft erhalten, Unsere Genehmigung, welche Wir ihnen, auf vor-

hergegangene Begutachtung der Provinzialregierung und 
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nach den Umständen auch des Oberlandesgerichts, nicht versagen 

werden, sofern weder gegen die Rechte dritter Personen, noch auch 

gegen die Landesgesetze etwas darin enthalten ist. So weit es erfor-

derlich ist, soll der Inhalt derselben durch Unsere Landesbehörden zur 

allgemeinen Kenntniß und Nachachtung gebracht werden. 

§. 22. Den Standesherren und ihren Familien bleiben in Absicht 

auf ihre Besitzungen, alle diejenigen Rechte und Vorzüge, welche aus 

ihrem Eigenthum und aus dessen ungestörtem Genusse herrühren. 

Dahin gehört besonders, sofern die Lehnsverbindung noch be-

steht, bei ihren inländischen Privataktivlehen die Lehnherrlichkeit, bei 

ihren inländischen Privatpassivlehen das nutzbare Eigenthum, sammt 

den damit verbundenen Rechten. Was diejenigen Lehnverhältnisse be-

trifft, in welchen ehehin einzelne Standesherren zu Kaiser und Reich 

standen, so sind solche bei Vorderlehen der Standesherren als aufge-

hoben, hingegen bei inländischen Reichsafterlehen der Standesherren, 

Aktiv- und Passivlehen, so weit diese immittelst nicht allodifizirt wor-

den sind, als fortdauernd zu betrachten. 

Unterordnung in Polizeisa-
chen. 

Familienverträge der Stan-
desherren. 

II. Rechtsverhältniß der 

Standesherren in Beziehung 

auf ihre Besitzungen und 

Einkünfte. 
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§. 23. Den Standesherren bleibt in ihren standesherrlichen Bezir-

ken die Benutzung jeder Art der Jagd- und Fischereigerechtigkeit, der 

Bergwerke, der Hütten- und Hammerwerke, so weit sie ihnen bereits 

zusteht, jedoch muß dieselbe nach den Landesgesetzen und den für 

deren Ausführung ergehenden Anordnungen der obern Staatsbehör-

den geschehen, auch darf dem Staate der durch Unser Edikt vom 

21sten Juni 1815. vorbehaltene Vorkauf nicht verweigert werden. 

§. 24. Die Standesherren genießen bei ihren Domainen ohne Un-

terschied, ob dieselben in Domanialgrundstücken oder Gefällen beste-

hen, wenn sie schon vor Auflösung des deutschen Reichs zu ihrem 

nunmehr standesherrlichen Stamm- oder Familiengute gehört haben 

und von ihnen steuerfrei besessen worden sind, die gänzliche Befrei-

ung von ordentlichen Grundsteuern. Diese Befreiung findet auch auf 

die außerhalb des standesherrlichen Bezirks gelegene Domanial-

grundstücke und Gefälle Anwendung, wenn die vorbemerkten Bedin-

gungen dabei vorhanden sind; ist nicht auszumitteln, ob die Domainen 

dieser Art vor Auflösung des deutschen Reichs zu ihrem Stammgute 

gehört haben, so soll dies im Zweifel zu Gunsten der Standesherren 

vermuthet werden. Die Befreiung findet dagegen nicht statt: 

a) bei Gütern und Gefällen der Standesherren, welche vor Auflö-

sung des deutschen Reichs nicht zu ihrem Stammgute gehört, 

oder welche sie erst nach jener Auflösung erworben haben. 

b) Auch kommt sie den Besitzern ihrer in fremde Hände gegebenen 

Lehngüter, Erbleih- und Erbpachtgüter, so weit dieselben von 

ihrem dinglichen 
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Rechte oder ihrer Nutzung an jenen Gütern Grundsteuer zu ent-

richten haben, nicht zu statten. 

Die Standesherren bleiben verpflichtet, von ihren Domainen zu 

außerordentlichen Steuern, namentlich zu Kriegessteuern, verhältniß-

mäßig beizutragen. 

§. 25. Die grundherrlichen oder Patrimonial-Abgaben, sowohl 

Geldhebungen als auch Naturallieferungen, bestehend in Gutsrekog-

nitionen, Grund- oder Bodenzinsen, Renten, Gülten, Zehnten, desglei-

chen Neubruch- oder Novalzehnten bei künftigen Urbarmachungen in 

solchen Bezirken, wo der Standesherr Universalzehntberechtigter ist, 

und dergleichen, sind den Standesherren von ihren Patrimonialpflich-

tigen fernerhin zu entrichten, sofern solche nicht seit Auflösung des 

deutschen Reichs durch Vertrag, Urthel, Verjährung oder ausdrückli-

ches Gesetz aufgehoben worden. 

Steuerfreiheit der Do-
mainen. 

Grund- oder Patrimonial-
herrliche Gerechtsame. 

Jagd- und Fischereigerech-
tigkeit, Berg- und Hütten-
werke. 
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Wo von der ehemaligen französischen, westphälischen oder ber-

gischen Regierung, desgleichen in den von Nassau und Hessen-Darm-

stadt abgetretenen Landestheilen, durch die Gesetzgebung der vorigen 

Regierung, grundherrliche Abgaben oder Dienste ohne Entschädigung 

der Berechtigten aufgehoben oder erlassen worden sind, da können in 

Beziehung auf einen Verlust, welchen die Standesherren erlitten ha-

ben, keine andern Grundsätze eintreten, als welche wegen eines ähn-

lichen Verlustes bei Unsern Domainen oder allgemein bei allen 

Grundherren zur Anwendung kommen. Dagegen sollen die Standes-

herren auf die Abzüge, welche ihnen ihre Patrimonialpflichtigen an 

den Domanialgefällen, wovon sie die Steuerfreiheit genießen, wegen 

der seit dem Eintritt der Mediatisirung neu auferlegten Steuern gesetz-

lich zu machen berechtiget sind, aus Unsern Staatskassen entschädiget 

werden. 

§. 26. Die in ihren standesherrlichen Bezirken und in ihren Do-

mainen gelegenen Schlösser oder Häuser, welche zu ihrem Wohnsitz 

für beständig oder abwechselnd bestimmt sind, nebst den dazu gehö-

rigen Nebengebäuden, sind frei von Einquartierung. 

§. 27. Alle indirekten Steuern werden von den, durch Unsere Be-

hörden bestellten Einnehmern erhoben und fließen auch in Unsere 

Kassen. In Absicht derjenigen direkten Steuern, welche zur Zeit der 

Publikation Unsers Edikts vom 21sten Juni 1815. schon bestanden ha-

ben, geschieht die Erhebung unbeschadet und mit Vorbehalt jeder 

künftigen Änderung in der innern Steuerverfassung von den Standes-

herren durch die von ihnen zu bestellenden Einnehmer. Es treten hie-

bei, desgleichen wegen Verwendung dieser Steuern, folgende beson-

dere Grundsätze ein: 

a) Die Erhebung der Steuern im standesherrlichen Bezirke ge-

schieht in einer übereinstimmenden Form der Verwaltung wie in 

dem Uns unmittelbar unterworfenen Gebiete. Es müssen daher 

die Einnehmer, welche die 
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Standesherren bestellen, Unserer Finanzbehörde dieselbe Quali-

fikation nachweisen und Kaution leisten, wie diejenigen, welche 

von ihr unmittelbar ernannt werden; deshalb sind sie auch der 

Provinzialregierung zur Bestätigung vorzuschlagen. Die Auf-

sicht und Kontrolle dieser verschiedenen Einnehmer steht dem 

Landrath des Kreises zu.  

b) Das jährliche Einkommen an jenen direkten Steuern ist also zu 

verwenden: 

Befreiung der Wohnsitze 

der Standesherren von Ein-
quartierung. 

Erhebung direkter Steuern. 
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1) Zuerst ist daraus die Entschädigungsrente zu berichtigen, wel-

che ein oder der andere Standesherr, in Gemäßheit der früheren 

Auseinandersetzung mit seinem vormaligen Souverain, oder 

vermöge Unseres Edikts vom 21sten Juni 1815., oder der ge-

genwärtigen Instruktion, etwa zu fordern hat; ferner soll 

2) die jährliche Verzinsung und die allmählige Tilgung der auf 

den standesherrlichen Bezirk übernommenen Staatsschuld dar-

aus erfolgen; 

3) ist der Bedarf auszumitteln, welchen außer den Kosten der 

Steuererhebung, die Verwaltung der Justiz und der Polizei, 

desgleichen die Aufsicht über Kirchen und Schulen, im stan-

desherrlichen Bezirke, verglichen mit einem ähnlichen Uns un-

mittelbar unterworfenen Gebiete desselben Regierungsbezirks 

nach einem billigen Anschlage fordert und dieser den Standes-

herren ebenfalls auf die direkten Steuern anzuweisen. 

4) Bleibt nach Abzug dieser Verwendungen noch ein Überschuß 

an direkten Steuern, so muß derselbe zu der Regierungs-Haupt-

kasse abgeführt werden, reicht aber die Einnahme nicht zu, so 

ist das Fehlende aus den übrigen, von dem standesherrlichen 

Bezirke in die Regierungs-Hauptkasse fließenden Einkünften 

zuzuschießen. Zu diesem Ende muß ein förmlicher Etat mit je-

dem Standesherrn angelegt werden. 

§. 28. Wenn über die Frage: ob eine noch bestehende Abgabe 

grundherrlich sey, oder die Natur einer Steuer habe? zwischen Unsern 

Behörden und den Standesherren Streit entsteht und derselbe in Güte 

nicht zu vermitteln ist, so soll die Sache zur prozessualischen Erörte-

rung vor die Gerichte gewiesen, von diesen aber im Zweifel für den 

Standesherrn entschieden werden. 

§. 29. Gerichtsnutzungen, welche in der Provinz, wo die Standes-

herrschaft gelegen ist, vorkommen, fallen den Standesherren zu, 

sofern sie nicht nach den Grundsätzen des Allgemeinen Landrechts 

Th. II. Tit. 17. §. 113 bis 126. dem Staate oder den Armenkassen vor-

behalten, sind. Zu den dem Staate vorbehaltenen Nutzungen gehören 

die fiskalischen Strafen, besonders in Steuerkontraventionssachen. 

§. 30. Die Standesherren beziehen die gesetzlich zulässigen Dis-

pensations- und Konzessionsgelder, so weit sie vermöge der ihnen zu-

stehenden Aus- 

  

Gerichtsnutzungen. 

Genuß der Dispensations- 
und Konzessions-Gelder. 
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übung von Polizei- und Konsistorial-Rechten, nach Inhalt der Lan-

desgesetze, Dispensationen uno Konzessionen zu ertheilen befugt 

sind. 

§. 31. Hat ein Standesherr Brückengeld, Pflaster,- Wege- oder 

Chausseegeld und ähnliche zur Unterhaltung öffentlicher Anstalten 

bestimmte Abgaben hergebracht, oder wird er künftig dazu berechti-

get, so ist der Ertrag dieser Abgabe zunächst zu dem bestimmten 

Zwecke zu verwenden. Von diesen Abgaben ist der Standesherr für 

sich und die Mitglieder seiner Familie innerhalb des standesherrlichen 

Bezirks befreit, wenn er dieselben auch nicht bezieht. 

§. 32. Es steht den Standesherren frei, für ihre Person und Familie 

in Absicht aller persönlichen Beziehungen und Leistungen aus der 

Verbindung mit den Gemeinden auszuscheiden. 

Auch sollen die im Kommunalverbande begriffenen Besitzungen 

der Standesherren, bei welchen sie die Befreiung von der ordentlichen 

Grundsteuer genießen, in Absicht aller Kommunalrechte und Ver-

bindlichkeiten, so weit nicht Verträge oder ergangene Judikate ein An-

deres besonders festsetzen, den Königlichen Domainen derselben Pro-

vinz unter einerlei Verhältnissen gleich geachtet werden. 

Wegen der bis zu dem Eintritt dieser Veränderung in einem und 

dem andern Falle etwa schon erworbenen Rechte, bleibt die Ausein-

andersetzung den Interessenten vorbehalten. 

§. 33. Gemeindeabgaben, so weit sie in der Lokal-, Provinzial- 

oder Allgemeinen Landesverfassung gegründet sind, fließen in die 

Kasse der betreffenden Gemeinde und werden unter standesherrlicher 

Aufsicht, zum Besten der Gemeinde, verwendet. 

§. 34. Frohnen- oder Patrimonialdienste, namentlich Hand- und 

Spanndienste, desgleichen Gerichtsdienste und niedere Polizeidienste, 

in der vor Auflösung des deutschen Reichs hergebrachten Art, so weit 

unterdessen durch Vertrag, Urthel, Verjährung oder Gesetz keine Auf-

hebung oder Veränderung erfolgt ist, haben die standesherrlichen Un-

tersassen ihrer Standesherrschaft, Gemeindedienste, den Gemeinden 

wozu sie gehören, Staatsdienste, allein Uns, auf die Anordnung Un-

serer Behörden, zu leisten. 

§. 35. In Absicht auf Erhebung und Beitreibung der von den Stan-

desherren zu beziehenden Steuern, Nutzungen und Abgaben, wie auch 

ihrer liquiden Domainengefälle, bei letztern jedoch nur auf einen 

zweijährigen Rückstand, desgleichen zu ordnungsmäßiger Benutzung 

der ihnen zu leistenden Lehn-, Frohn- und Gerichtsdienste, genie-

ßen die standesherrlichen Behörden bei gleichen Pflichten, dieselben 

Brücken- und Chaussee-
Geld. 

Rechte der Standesherren 

in Beziehung auf Kommu-
nallasten. 

Dienste der standesherrli-
chen Untersassen. 

Rechte der Standesherren. 

a. in Absicht der Beitreibung 

rückständiger Einkünfte. 
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Rechte, welche Unsern für die Beziehung solcher Abgaben und Dien-

ste angeordneten Behörden zukommen. 

§. 36. In Rechtsstreitigkeiten eines Standesherrn mit seinen Do-

manialpächtern, Abgabe- oder Dienstpflichtigen, Schuldnern und 

Gläubigern 
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können diejenigen seiner Domanial-, Rent- oder Verwaltungsbehör-

den, in deren amtlichen Wirkungskreis die Sache einschlägt, für ihn 

als Haupt- oder Nebenpartheien gerichtlich auftreten. Diese bedürfen 

hierzu keiner besondern Legitimation, wenn die Behörde ein standes-

herrliches Kollegium bildet, oder der Einzelne für sein Amt gericht-

lich verpflichtet ist. 

§. 37. Die standesherrlichen Untersassen haben als Landesunter-

thanen Uns und Unsern Nachfolgern in der Regierung in derselben 

Art, wie die übrigen Einwohner der Provinz, die Huldigung zu leisten. 

Bei Aufnahme neuer Untersassen und so oft eine Veränderung in der 

Person des zur Ausübung der Standesherrlichkeit berechtigten Haupts 

der Familie erfolgt, kann aber auch ein Standesherr von seinen Un-

tersassen die Untersassenpflicht in folgender Art sich angeloben las-

sen: 

daß sie nächst der Uns, als ihrem regierenden Landesherrn 

schuldigen Unterthanenpflicht dem (Namen) Standesherrn, als 

ihrer standesherrlichen Obrigkeit, gebührende Achtung und 

Gehorsam jederzeit erweisen wollen. 

§. 38. Den Standesherren steht die Ausübung bestimmter Regie-

rungsrechte, nach den Landesgesetzen und nach den für deren Aus-

führung ergehenden Anordnungen der betreffenden Oberbehörden un-

ter deren Aufsicht zu. Diese Rechte sind folgende: 

§. 39. Es gebührt ihnen in ihren Standesherrschaften die Aus-

übung der bürgerlichen Gerichtsbarkeit, sowohl in streitigen als nicht 

streitigen Sachen, der peinlichen, desgleichen auch der polizeilichen 

und der Forstgerichtsbarkeit, wo diese besonders bestehen. Königli-

che Beamte und alle Eximirte sind, wenn sie auch in der Standesherr-

schaft wohnen, von der standesherrlichen Gerichtsbarkeit ausgenom-

men. 

§. 40. Diejenigen Standesherren, welche während der deutschen 

Reichsverbindung für ihren jetzt standesherrlichen Bezirk die Rechts-

pflege auch in zweiter Instanz ohne Widerspruch der höchsten Reichs-

gerichte ausgeübt haben, sollen, wenn sie es verlangen, auch in Zu-

kunft dazu berechtiget seyn, wenn den Kosten für das Behufs der 

zweiten Instanz zu bestellende Kollegium, welche durch die Sporteln 

b. in Absicht ihrer Vertre-
tung bei den 

darüber entstehenden 
Rechtsstreitigkeiten. 

Allgemeines Verhältniß zu 

den standesherrlichen Un-
tersassen. 

III. Ausübung bestimmter 

Regierungsrechte durch die 
Standesherren. 

1. Standesherrliche Ge-
richtsbarkeit. 

Gerichte zweiter Instanz. 
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und andere Gerichtsnutzungen nicht aufkommen, der oben (§. 27. Litt. 

b. Nr. 3.) angewiesene Fond, neben andern daraus zu bestreitenden 

Verwaltungskosten, hinreicht oder sie das Fehlende aus Privatmitteln 

zuschießen. Standesherren, die als Agnaten zu Einem Hause gehören, 

können auch zu ihrer Erleichterung ein gemeinschaftliches Appellati-

onsgericht für ihre Standesherrschaften errichten.  

§. 41. Die standesherrlichen Gerichte erster Instanz müssen min-

destens aus einem Richter und Aktuar, die standesherrlichen Oberge-

richte mindestens aus einem Direktor, zwei Mitgliedern, und einem 

Beisitzer, desglei- 
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chen aus einem verhältnißmäßigen Subalternpersonal bestehen. Auch 

haben sie die Qualifikation nachzuweisen, wovon die Anstellung der 

Richter bei Unsern Unter- und Obergerichten gesetzlich abhängt. 

§. 42. Für jedes standesherrliche Gericht erster Instanz, wenn kein 

standesherrliches Appellationsgericht vorhanden ist, außerdem aber 

für dieses, bildet Unser Oberlandesgericht derselben Provinz die un-

mittelbar höhere Instanz. 

Das standesherrliche Obergericht ist die erste Instanz für die stan-

desherrlichen Beamten, mit Ausnahme des Direktors, der Räthe und 

Beisitzer des Obergerichts, welche ihren Gerichtsstand auch in erster 

Instanz bei dem Oberlandesgerichte der Provinz haben. Vor diesem 

nehmen auch alle standesherrlichen Beamten in erster Instanz Recht, 

wo kein besonderes standesherrliches Obergericht gebildet wird. 

§. 43. In peinlichen Sachen wird das erste Erkenntniß von dem 

standesherrlichen Obergericht abgefaßt, die zweite Instanz ist vor Un-

serm Oberlandesgerichte. Existirt aber in einer Standesherrschaft kein 

Obergericht, sondern nur ein Untergericht, so hat selbiges in allen Fäl-

len, wo auf eine höhere Strafe als vierwöchentliches Gefängniß, Fünf-

zig Thaler Geldbuße oder eine leichte Züchtigung erkannt wird, das 

Erkenntniß mit den Akten an das vorgesetzte Oberlandesgericht ein-

zusenden, welches alsdann nach der Vorschrift Unserer Kriminalord-

nung §. 513. auch in den Provinzen,, wo selbige noch nicht publizirt 

ist, zu verfahren hat. 

§. 44. Die standesherrlichen Untergerichte stehen zunächst unter 

der Aufsicht der standesherrlichen Obergerichte, beide aber unter der 

Aufsicht Unseres Oberlandesgerichts, zu dessen Bezirk sie gehören. 

§. 45. Den Standesherren steht ferner in dem ganzen Umfange ih-

rer standesherrlichen Bezirke, auch über eximirte Personen, die nie-

dere Polizei bis zur Grenze zu, wie solche von Unsern Regierungen 

durch die Landräthe verwaltet wird. Sie üben dieselbe aus: 

Organisation der standes-
herrlichen Gerichte. 

Kompetenz der standes-
herrlichen Gerichte: 

a. in Civilsachen 

b. in peinlichen Sachen. 

Aufsicht über die standes-
herrlichen Gerichte. 

2. Standesherrliche Polizei-
verwaltung. 
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a) durch Lokal-Polizeibeamte in derselben Art, als es unter glei-

chen Umständen unmittelbar in Unserm Nahmen geschieht; 

b) durch einen Oberbeamten, welcher unter dem Titel eines stan-

desherrlichen Polizei- oder Regierungs-Raths die Aufsicht und 

Leitung der Lokal-Polizei-Ämter führt und die Gewalt ausübt, 

welche Unsern Landräthen zusteht. 

c) Die Aufsicht über die Stadt- und Dorf-Kommunen in den stan-

desherrlichen Bezirken, desgleichen die Konkurrenz der Stan-

desherren bei der Wahl und Anstellung der Vorgesetzten und 

Beamten jener Kommunen, muß sich innerhalb derselben Gren-

zen halten, welche die bereits bestehenden oder noch zu erlas-

senden Gemeindeordnungen Unsern Regierun- 
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gen und Landräthen, in Beziehung auf die Uns unmittelbar un-

terworfenen Gemeinden vorschreiben. 

Der unter b. gedachte Oberbeamte muß die Qualifikation eines 

Landraths nachweisen. 

Wollen die Standesherren von der Befugniß zur Anstellung eines 

solchen Oberbeamten wegen der für seinen Unterhalt erforderlichen 

Kosten, keinen Gebrauch machen, so geht die demselben unter b. bei-

gelegte Ausübung der Polizei auf Unsern Landrath über. 

§. 46. Die in der Standesherrschaft für ausübende innere und äu-

ßere Heilkunde und für Geburtshülfe nöthigen Beamten, können von 

den Standesherren, bei vorher nachgewiesener Qualifikation, ange-

stellt werden. 

§. 47. Die standesherrlichen Polizeibehörden sind in dem Maaße, 

als es im Amte Unserer denselben korrespondirenden unmittelbaren 

Beamten liegt, eben so befugt als verpflichtet, die zur Ausführung Un-

serer Polizeigesetze und der Polizeiverordnungen Unserer Oberbehör-

den nöthigen Anstalten zu treffen und Befehle zu erlassen, auch Poli-

zeivergehen durch gesetzmäßige Strafen zu ahnden. 

§. 48. Polizeistrafen, zu deren Festsetzung, und wenn sie in Gelde 

bestehen, zu deren Erhebung die standesherrlichen Behörden befugt 

sind, können auch bei vorwaltenden untadelhaften Ursachen von der 

Standesherrschaft gemildert oder ganz erlassen werden. 

§. 49. Die Handhabung der niedern Forstpolizei, auch außer den 

ihnen ausschließend zugehörigen Waldungen, in dem ganzen Umfan-

ge des standesherrlichen Bezirks, gehört ebenfalls zu den Gerechtsa-

men der Standesherren. 

Sie üben sie durch Forstbeamte aus, deren Qualifikation Unserer 

Provinzialregierung nachzuweisen ist. In Rücksicht auf Kommunal-

Forstpolizei. 



 Preuß. GS 1820 No. 607 ↑ INHALT 

52 

waldungen müssen auch die standesherrlichen Behörden die Schran-

ken beobachten, welche die Gesetze Unsern eigenen Behörden vor-

zeichnen. 

§. 50. Der Landrath, welcher Unsere Gerechtsame verwaltet, ist 

nicht befugt an die Standesherrschaft oder an deren Polizeibehörden 

in polizeilichen Angelegenheiten Verfügungen zu erlassen, wohl aber 

sind die letzteren verpflichtet, ihm auf seine Requisition über alle Ge-

genstände der Polizeiverwaltung Auskunft zu geben. Er bleibt das Or-

gan, durch welches die Provinzialregierung von dem Gange und dem 

Zustande dieses Zweiges der Verwaltung im standesherrlichen Be-

zirke Kenntniß nehmen kann. 

§. 51. Der standesherrliche Oberbeamte für die Polizeiverwal-

tung, steht in derselben Art unter der Leitung und Aufsicht Unserer 

Regierungen, wie Unser Landrath. Es findet daher auch von seinen 

Verfügungen und Anordnungen derselbe Rekurs Statt. 
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§. 52. Das Kirchen-Patronatrecht und die Bestellung der Schul-

lehrer haben die Standesherren, in so weit als ihnen das eine und die 

andere vor Auflösung des deutschen Reichs zustand und darin mittler-

weile weder zu Gunsten einer Privatperson noch der Kirchengemeinde 

eine Veränderung vorgegangen ist. 

§. 53. Den Standesherren gebührt überdem im ganzen Umfange 

ihrer standesherrlichen Bezirke, die Aufsicht über Kirchen, Schulen, 

Erziehungsanstalten und milde Stiftungen, insonderheit über gewis-

senhafte Verwaltung der diesen Gegenständen gewidmeten Fonds. 

Diese Aufsicht wird von ihnen durch besondere geistliche und Schul-

Inspektoren ausgeübt. 

Auch ist ihnen erlaubt, durch Vereinigung derselben mit dem 

Oberbeamten, welcher die Polizeiverwaltung führt und mit einem 

Mitgliede des standesherrlichen Obergerichts, zu einem kollegialen 

Betrieb der dahin einschlagenden Geschäfte, ein besonderes Konsisto-

rium zu bilden. Letzteres, oder wo ein besonderes Konsistorium nicht 

gebildet wird, der geistliche und der Schul-Inspektor, darf jedoch 

a) nichts vornehmen, was nach der Dienstinstruktion vom 23sten 

Oktober 1817. in den Wirkungskreis Unserer Konsistorien oder 

in katholischen Kirchensachen, Unseres Oberpräsidenten ge-

hört. Hiebei können dieselben nur in Auftrag und auf Anweisung 

Unseres Konsistorii oder des Oberpräsidenten handeln. Der 

geistliche Inspektor vertritt für den standesherrlichen Bezirk die 

Stelle des Superintendenten. 

b. zu der Provinzialregie-
rung. 

3. Standesherrliche Ge-

rechtsame in Beziehung auf 
Kirchen, Schulen und milde 
Stiftungen. 

Verhältniß der standesherr-
lichen Polizeibehörde. 

a. zu dem Landrathe des 
Kreises. 
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b) Die Befugnisse der Standesherren und ihrer Konsistorialbehör-

den, beschränken sich einzig auf die Gegenstände, welche der §. 

18. der Regierungs-Instruktion vom 23sten Oktober 1817. der 

besondern Kirchen- und Schulkommission zuweiset. 

c) Auch hiebei stehen sie unter Aufsicht Unserer Provinzialregie-

rung und der ebengedachten Kommission, an welche die stan-

desherrliche Konsistorialbehörde zu berichten und von der sie 

Verfügungen anzunehmen hat. 

d) Diese Aufsicht tritt besonders darin ein, daß die Besetzung 

sämmtlicher geistlichen und Schullehrer-Stellen, desgleichen 

die Bestätigung der von Privatpersonen dazu erwählten Sub-

jekte, in soweit eine und die andere den Standesherren zusteht, 

nur unter Zustimmung Unserer verfassungsmäßig dazu geeigne-

ten Oberbehörden geschehen kann. 

§. 54. In Absicht der Kirchen-, Kollegial- oder Sozialrechte bei 

evangelischen Kirchengemeinden, kommen auch in den standesherr-

lichen Bezirken die Grundsätze in Anwendung, welche künftig durch 

die Synodalordnung werden festgesetzt werden. 

§ 55. Für die Ausübung der Gerichtsbarkeit der Polizeiverwaltung 

und der Konsistorialgerechtsame, nach Maaßgabe der vorhergehen-

den Bestim- 
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mungen, bilden die Standesherrschaften zwar eigene Bezirke. Wir be-

halten uns jedoch vor, dieselben theils unter sich, theils durch Verbin-

dung mit einem Uns unmittelbar unterworfenen Gebiete, wiewohl für 

die obigen Verwaltungszweige als abgesonderte Territorien beste-

hend, zu landräthlichen Kreisen vereinigen, je nachdem ein überwie-

gendes Interesse der höhern Verwaltung oder auch der in dem betref-

fenden Bezirke wohnenden Unterthanen das Eine oder das Andere 

rathsam macht. Der von Uns bestellte Landrath übt in dem standes-

herrlichen Bezirke alle den Standesherren in dem Edikte vom 21sten 

Juni 1815. und in der gegenwärtigen Instruktion nicht zugetheilte, und 

daher Uns vorbehaltene Regierungsrechte in der verfassungsmäßigen 

Verwaltungsordnung aus. Wo er einer Mitwürkung der standesherrli-

chen Behörden für diesen Zweck bedarf, sind dieselben verpflichtet, 

auf die an die standesherrliche Oberbehörde von ihm ergehende Re-

quisition, ihm alle dienstliche Hülfe, wie Unsere ihm unmittelbar un-

tergeordneten Behörden zu leisten. Zu jenen Uns vorbehaltenen Rech-

ten gehören besonders die Geschäfte, welche die Aushebung zu Un-

serm Kriegsheer und die Landesbewaffnung im Allgemeinen, ferner 

die direkten und indirekten Steuern angehen. 

herrlichen Bezirke zu den 
Kreisen, in Absicht der Aus-

übung der untergeordneten 

Regierungsrechte. 

Allgemeines Verhältniß der 
standes-. 
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§. 56. Die Publikation Unserer Gesetze und aller auch auf die stan-

desherrlichen Bezirke anwendbaren Verordnungen Unserer Oberbe-

hörden, geschieht durch die Gesetzsammlung und die Amtsblätter 

eben so für die Standesherrschaften als für den übrigen Regierungsbe-

zirk, zu welchem sie gehören. Auch haben die standesherrlichen Be-

amten, wenn diese Uns zugleich verpflichte werden, in denselben Ver-

hältnissen als Unsere unmittelbaren Beamten die Gesetzsammlung 

und Amtsblätter auf ihre Kosten zu halten. 

§. 57. Die Beamten, welche die Standesherren für die Ausübung 

aller ihnen überlassenen untergeordneten Regierungsrechte ernennen, 

sind zugleich als Staatsdiener zu betrachten. Daher 

a) bedürfen sie alle mit dem Nachweise gleicher Qualifikation, 

auch der Bestätigung derjenigen Unserer Behörden, von wel-

chen die Anstellung Unserer unmittelbaren Beamten gleicher 

Kathegorie abhängt. Diese Bestätigung ist nicht nöthig bei den 

Subalternen in dem Kanzlei- und Registratur-Dienste; 

b) sie werden in ihrem Amts- oder Diensteide auch Uns vor den 

Standesherren dahin verpflichtet: 

daß sie Uns und allen Unsern Nachfolgern in der Regierung 

treu, gehorsam und unterthänig seyn, nach ihren Kräften Un-

sern Schaden abwenden und Nutzen befördern, das ihnen an-

vertraute Amt nach den Landesgesetzen treu, fleißig und ge-

wissenhaft verwalten, die von den ihnen vorgesetzten Behör-

den ihnen zukommenden Aufträge, Befehle und Weisungen 

gehörig vollziehen und die durch Unser Edikt vom 21sten 

Juni 1815. und gegenwärtige Instruktion festgestellten 

─  97  ─ 

Rechtsverhältnisse überall gebührend beachten wollen; auch 

daß sie dem (Namen) Standesherrn als ihrer Standes- und 

Dienstherrschaft, so wie dessen Nachfolgern, alle schuldige 

Treue und gebührenden Gehorsam jederzeit erweisen, dessel-

ben Bestes möglichst befördern, seinen Schaden aber abwen-

den wollen. 

c) In Hinsicht auf Entlassung, Versetzung, Pensionirung, Suspen-

sion und Entsetzung, genießen sie dieselben Rechte, wie Unsere 

für gleichen Zweck angestellten Beamten, stehen jedoch denje-

nigen von diesen, welche gleichen Amts-Charakter mit ihnen 

haben, im Range nach. 

d) Wegen des Beitritts zur allgemeinen Wittwenkasse gelten bei 

ihnen dieselben Bestimmungen, wie bei Unsern Staatsdienern. 

Verhältniß der standesherr-

lichen Beamten im Allge-
meinen. 

Publikation der Gesetze 
und der Verordnungen vor-

gesetzter Behörden in den 
standesherrlichen Bezirken. 
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e) In den Verhandlungen standesherrlicher Behörden mit solchen 

Unserer Behörden, die ihnen nicht vorgesetzt sind, ist wechsel-

seitig die Form des Ersuchens, der Empfehlung und der Mitthei-

lung zu beobachten. 

§. 58. Eine unmittelbare Einwirkung in die materielle Geschäfts-

führung ihrer Beamten und Behörden, steht den Standesherren nicht 

zu. Wohl aber sind sie befugt, von denselben Auskunft und Bericht zu 

erfordern, Unordnungen und Verzögerungen durch schriftliche Er-

mahnungen und Befehle, auch durch Ordnungsstrafen, welche letztere 

ihnen jedoch gegen die Einnehmer der direkten Steuern und gegen 

richterliche Beamte nicht zukommen, bis zu dem Maaße, als Unsere 

Regierungen sie androhen und verfügen können, entgegen zu wirken 

und alles dasjenige zu veranstalten, was dem formellen Geschäftsbe-

trieb förderlich ist. Gebühren, welche ihre Behörden beziehen, des-

gleichen Strafen für Polizei-, Forst- und Jagd-Vergehen, welche von 

diesen festgesetzt werden, können sie auch unmittelbar erlassen. 

§. 59. So weit zur Bestreitung des Aufwands, welcher auf die ei-

nem Standesherrn überlassene obrigkeitliche Verwaltung an Besol-

dungen, Pensionen und sonstigen Bedürfnissen und Ausgaben zu ma-

chen ist, weder die besondern Einnahmen, welche einzelnen Zweigen 

jener Verwaltung gewidmet sind, z. B. die Gerichtsnutzungen, noch 

auch der oben (27. b. 3.) bestimmte Betrag aus den Steuern nicht hin-

reichen, ist das Fehlende von dem Standesherrn aus eigenen Mitteln 

beizuschießen. 

§. 60. Für ihren Hausstaat, für die Verwaltung ihrer Domainen, 

ihrer Lehn- und Patrimonial-Gerechtsame, für alle ihre Familien- und 

Privat-Angelegenheiten, können die Standesherren aus ihren Mitteln 

eigene Diener anstellen, bei ihren Gerichten eidlich verpflichten las-

sen, auch denselben Titel beilegen, welche ihren standesherrlichen 

Verhältnissen und dem amtlichen Wirkungskreis der Diener angemes-

sen sind. Auch steht ihnen frei, drei oder mehrere dieser Diener für die 

Besorgung der ebengedachten Angelegenheiten in ein Kollegium als 

Rentkammer oder Domainenkanzlei zu vereinigen. 
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Will ein Standesherr zu diesen Geschäften auch eines und des an-

dern standesherrlichen, zugleich für den Staatsdienst angestellten Be-

amten sich bedienen, so muß zur Vermeidung einer Pflichtenkollision, 

die Genehmigung der vorgesetzten Provinzialbehörde eingeholt wer-

den. 

§. 61. Das Verhältniß der im vorigen §. erwähnten Diener zu der 

Dienstherrschaft ist blos privatrechtlich. Über gegenseitige Rechte 

Aufbringung der mit der 

Ausübung standesherrlicher 

Regierungsrechte verbunde-
nen Kosten. 

Beamte für Privatangele-
genheiten der Standesherren. 
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und Verbindlichkeiten, auch in Absicht der Entlassung und Dienstver-

änderung, entscheidet allein der Dienstvertrag, und wenn darüber 

Streit entsteht, das kompetente Gericht. 

§. 62. Veräußern kann ein Standesherr seine Eigenthumsrechte 

und die davon herrührenden Einkünfte, namentlich seine Domainen- 

und Privatgüter, seine Bergwerke, Hütten- und Hammerwerke, seine 

Jagd- und Fischerei-Gerechtigkeit, seine Rechte auf Patrimonialabga-

ben und Patrimonialdienste, also Grund- und Bodenzinse, Renten, 

Gülten und Zehnten, Hand- und Spanndienste, seine Patronatrechte, 

seine Erbzins- und Lehnsherrlichkeit etc. alles dieses mit Beobach-

tung derjenigen Förmlichkeiten, welche seine Familienverfassung, 

das etwanige Lehnverhältniß und die Landesgesetze vorschreiben. 

Die Befreiung der Domainen und Domainengefälle von ordentli-

chen Steuern, so wie diejenige der standesherrlichen Schlösser oder 

Wohnhäuser von Einquartierung, geht auf den neuen Erwerber nur 

dann über, wenn derselbe ein ebenbürtiges Mitglied der Familie des 

Veräußerers ist. 

§. 63. Was die Veräußerung der Standesherrlichkeit betrifft, so 

kann 

a) dieselbe an ebenbürtige Mitglieder der Familie des Veräußerers 

unter Beobachtung der durch Landesgesetze, etwaiges Lehnver-

hältniß und Familienverfassung gebotenen Förmlichkeiten, 

ebenfalls mit voller Wirkung geschehen; soll aber 

b) eine solche Veräußerung an ebenbürtige Mitglieder anderer stan-

desherrlichen Familien gemacht werden, so muß, ehe dieselbe 

rechtliche Wirkung erhält, in allen Fällen Unsere Genehmigung 

hinzukommen. 

c) Erfolgt die Veräußerung der Standesherrlichkeit an ein ebenbür-

tiges Mitglied der standesherrlichen Familie, so wird der Veräu-

ßerer, auch in Ansehung aller persönlichen standesherrlichen 

Vorrechte, einem bloßen Mitglied der Familie gleich; erfolgt sie 

aber 

d) an ein ebenbürtiges Mitglied einer andern standesherrlichen Fa-

milie, so behalten Wir Uns, nach den Umständen des besondern 

Falls, die nähere Bestimmung über die Wirkungen der Veräuße-

rung auf die blos durch Unser Edikt vom 21sten Juni 1815. be-

gründeten persönlichen Vorzüge des Veräußerers und seiner 

Familie vor. 

  

b. der Standesherrlichkeit. 

IV. Veräußerung der Rechte 
der Standesherren und 
zwar 

a. der Eigenthumsrechte. 
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§. 64. In Absicht der Schulden der Standesherren und ihrer Be-

zirke ist die Auseinandersetzung, wenn sie nicht bereits geschehen, 

nach folgenden Grundsätzen zu bewirken: 

a) Persönliche oder Privatschulden der Standesherren, desgleichen 

ihre Domainen- und Kammerschulden bleiben ihnen zur Last 

mit dem einer jeden Schuldforderung zukommenden Rechtsver-

hältniß. 

b) Die Amts- und Gemeindeschulden haften auf den Amts- und Ge-

meinde-Kassen. 

c) Als Staats- oder Landesschulden sind solche anzusehen, welche 

vor der Auflösung des deutschen Reichs nach ihrer Entstehung 

und Verwendung zum Besten des Landes, verfassungsmäßig auf 

der Steuerkasse hafteten. Ihre Verzinsung und Tilgung beruht 

gegenwärtig auf den aus dem standesherrlichen Bezirke auf-

kommenden direkten und bei deren Unzulänglichkeit, auf den 

übrigen Steuern. 

d) Schulden, die durch Landeskriegskosten entstanden sind, finden 

in den standesherrlichen Bezirken eine gleiche Behandlung, als 

ähnliche Schulden desselben Regierungsbezirks. 

e) Schulden, welche durch den Reichsdeputationshauptschluß von 

1803. auf Entschädigungsbesitzungen eines Standesherrn ange-

wiesen sind, namentlich sowohl Landes- als Kammerschulden 

vormaliger geistlicher reichsständischer Landesherren und 

geistlicher Korporationen, müssen mit Rücksicht auf den Inhalt 

des Reichsdeputationsschlusses und der späterhin bis zur Auflö-

sung des deutschen Reichs in einzelnen Fällen etwa geschlosse-

nen Verträge, welchen kein Eintrag geschehen soll, nach obigen 

(a — d) Grundsätzen behandelt werden. 

f) Schulden des deutschen Ordens und des Johanniterordens, wel-

che auf eingezogenen Ordensgütern haften, fallen den Standes-

herren zur Last, wenn sie die Güter eingezogen und besitzen 

oder doch besessen, und ohne weitern Vorbehalt veräußert ha-

ben. 

g) Entsteht Streit über die Natur der Schulden, und findet keine güt-

liche Vereinigung Statt, so gehört die Entscheidung vor die Ge-

richte, welche, wenn das Verhältniß nicht näher aufzuklären ist, 

im Zweifel, ob eine Schuld als eine dem Standesherrn zur Last 

fallende Kammerschuld oder als eine Landesschuld zu betrach-

ten sey, zu Gunsten des Standesherrn erfolgen soll. 

V. Auseinandersetzung mit 
den Standesherren. 

a. wegen der Schulden. 
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§. 65. Bei der Auseinandersetzung wegen der Pensionsansprüche, 

welche gegenwärtig aus irgend einem Titel erhoben werden, kommen 

folgende Grundsätze in Anwendung: 

a) Personen die wegen geleisteter Staatsdienste in den jetzo Unse-

rer Hoheit unterworfenen standesherrlichen Bezirken, nach dem 

von Uns erlassenen 
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Bestimmungen, auf eine Pension Anspruch machen können, 

empfangen dieselbe aus den in Unsere Kasse fließenden Einnah-

men des standesherrlichen Bezirks. 

b) Personen, welche bei der Verwaltung der Domainen und grund-

herrlichen Gerechtsame, oder bei der Person des Standesherrn 

oder für dessen Privatgeschäfte angestellt gewesen waren, kön-

nen, wenn ihnen überhaupt ein Anspruch auf Pension zusteht, 

diese nur von dem Standesherrn verlangen. 

c) Waren die Dienste des Pensionssuchenden gemischter Art, so ist 

mit Rücksicht auf das frühere korrespondirende Gehalt nur ein 

verhältnißmäßiger Beitrag zur Pension auf Unsere Staatskassen 

zu übernehmen. 

d) Die auf dem Reichsdeputationsschlusse beruhenden Pensionen, 

welche den Standesherren wegen eingezogener Dom- und ande-

rer geistlichen Stifter und Klöster, mit Rücksicht auf die davon 

unterhabenden Besitzungen zur Last fallen, es mögen die Stifter 

und Klöster vor oder nach Auflösung des deutschen Reichs ein-

gezogen seyn, müssen vom 1sten November 1813. ab, nach den 

Grundsätzen des Reichsdeputationsschlusses von den Standes-

herren an die Pensionsberechtigten gezahlt werden. Ist in Ge-

mäßheit des Reichsdeputationsschlusses eine Theilung der Be-

sitzungen einer eingezogenen geistlichen Korporation gesche-

hen, so tragen die Standesherren nur nach Verhältniß des auf sie 

gefallenen Antheils zu den Pensionen bei; Streitigkeiten, welche 

über die Anwendung der Grundsätze des Reichsdeputations-

schlusses zwischen den Pensionsberechtigten und den Standes-

herren oder zwischen diesen und Unsern Fiskus entstehen, ge-

hören, wenn sie in der Güte nicht ausgeglichen werden können, 

zur Entscheidung der Gerichte. 

e) Dieselben Grundsätze (d.) finden wegen der Pensionsansprüche 

der Mitglieder und Angehörigen des deutschen und Johanniter-

ordens in Absicht der bei der Einziehung in den Besitz von Stan-

desherren übergegangenen Ordensgüter Anwendung. 

b. wegen der Pensionen. 
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Wir tragen Unserm Staatsministerium hierdurch auf, nach dem 

Inhalt der vorstehenden Instruktion, die vormals unmittelbaren deut-

schen Reichsstände in die vollständige Ausübung und in den Genuß 

aller ihnen zustehenden Gerechtsame einzuführen, zu dem Ende das 

Weitere mit einem jeden derselben einzuleiten, auch die betreffenden 

Provinzialbehörden zur genauen Beachtung der festgestellten Rechts-

verhältnisse anzuweisen. 

Gegeben Berlin, den 30sten Mai 1820. 

(L. S.)             Friedrich Wilhelm. 

C. Fürst v. Hardenberg. v. Altenstein. v. Kircheisen. v. Bülow. 

v. Schuckmann. v. Lottum. v. Klewiz. v. Schöler. 
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